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Notfiedluug für Großftädter
von Oberpräsident a. D. v o n B a t o c k i.

Der von den Besten im Lande mit so viel Be- heute großeLandflächenin ihrer weiteren Umgebung,

geisterung aufgenommene Gedanke des freiwilligen die ihnen fast nichts einbringen oder gar Zuschüsse

Arbeitsdienstes der erwerbslosen deutschenIugend kosten. Aber der Amtsschimmel in der Gestalt des

droht von vornherein in dem Gestrüpp der Zustän- Drachen Fafner liegt auf den Bodenschätzen und

digkeit erstickt zu werden, das im heutigen Deutsch- brummt; frei nach Wagner: Ich sitz und besitze.
land schlimmer denn je wuchert. Geschieht das, Ich kenne eine östlicheGroßstadt,die-zum schwersten
Würde das eine kaum mehx traghaxe Belastung für Schaden des umgebenden Landkreises —- schon vor

die durch die Not schon fast erdrückte Volksseele Jahren die Eingemeindung riesiger Flächen in ihrem

schaffen. ÄhnlicheGefahren scheinen dem von der Umkreise durchgesetzt und sie zum größten Teil

Neichsregierung neuerdings aufgenommenen Ge- unter dem Druck der Steuerschraube billig zum

danken der Notsiedlung großstädtischer Fa- Eigentum erworben hat. Ietzt fehlt ihr das Geld,

milien in der weiteren Umgebung der Stadt zu Wohnstraßen zu bauen und es wird ihr wohl noch

drohen» lange fehlen. Ohne Pflasterstraße mit sämtlichen

Dieser Gedanke hat das für sich, daß er aus zugehörigen Leitungen darf man aber nicht bauen.

der tatsächlichdrängenden Entwickelung geboren ist. So tummeln sich seit Jahren auf Quadratmeilen

Wer durch das Weichbild unserer Groß- und Mittel- dieses städtischen Geländes die O ch s en, die

städte wandert, stößt überall auf eine ständig zu- Menschen aber, die aus der Großstadt wegstreben,

nehmende Zahl willkürlich aus den Äckern geschnitte- drängen sich in den Dörsern außerhalb des Stadt-

ner, primitiv gärtnerifchergenutzter Landstückevon bezirks zusammen, werden dauernd arbeitslos, weil

500 bis 2000 qm mit noch primitiver darauf er- sie zu weit von den städtischenArbeitsstätten ab-

richteten Wohnbuden. Die Inhaber haben das wohnen und ruinieren die Finanzen der Landge-

Stiickchen Land meist von Spekulanten zu vielfach z
meinden. Solches Gelände bietet Raum, um Tau-

stark überhöhten Preisen gepachtet oder auf sende von Notsiedlern aufzunehmen und vor der

zahlung gekauft. Ihr ganzes Streben geht oftvdahlm AUSbeUtUng durch Bodenspekulanten zu schützen.
die nur aIsGarte«-·c-oderhöchstensWochenendhauschenAuch staatliches Forstland, daß bei den heutigen

polizeilich zugelassenen Buden fur sich zu Dauer- Holzpreisenund Personalkosten fast ertraglos ist,

wohnungen einsachster Art auszugestalten und. zu kann für Notsiedler Raum bieten und ihnen zugleich

nutzen, zum Ersatz fiir die schlechteOder unerichwmg- Yauholzzur Selbstwerbung liefern zu Preisen, die

lich teure städtischeMietswohnung DerPlan der fur beide Teile günstig sind. Aber der Amts-

Neichsregierung geht dahin, die Selbsthilfezu unter- schimmel,diesmal unter g r ü n e r Schabracke, wird

stützen, daß den Notsiedlern reichliches Gartenland auchdieseLösungzu verhindernwissen, während Groß-
zu mäßigemPreise und ein Geldbetrag zum menschen-zugigkeitvon Gemeinden und Staat auf diesem Ge-

würdigen Ausbau der Notwohnung gegeben wird. biet eine gute und billige Sozialpolitik bedeuten würde

Der Amtsschimmel ist sicherlichdarauf bedacht,
»

Ein schweres Hemmnis für gesunde Wohnungs-
splche Pläne zu zerstören ·

I gestaltung waren von jeher und sind noch heute die

Eine Handhabe dazu bietet ihm die Boden-l Vorschriften über Straßenanlage und Straßen-
frage. Fast alle Groß- und Mittelstadte besitzen ! baugebühren. Ihre unvernünftigeAusgestaltung
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und Durchführung hat das übele Mietskasernen-
system weit mehr gefördert als die Viel geschmähte
private Spekulation mit dem rohen Baulande. Die

Anforderungen an Wohnstraßen sind ja neuerdings
gegen früher ermäßigt. Aber die »Gartennot-
siedlung« kann auch die heute üblichen Grund-

sätze nicht ertragen. Sie ist nur durchführbar,wenn

der Farmergedanke für die Notsiedlung durch-
dringt. Wenn die Stellen, was im Interesse des

Siedlers unbedingt geboten ist, genügend groß be-

messen werden und die Häuschen klein sind, behält
die Siedlung den Charakter des Dorfes, das bei
der Streusiedlung feste Straßen zu den Häusern,
Gas- und Wasserleitung nicht kennt und die Ab-

wässer und Abfallstofse nicht einer Kanalisation,
sondern dem Komposthaufen zuführt. Lediglich
elektrischer Strom für Licht und, falls gewerb-
liche Hausarbeit möglich ist, für Kraft wird den

Notsiedlungen in der Regel ohne zu große Kosten
zugeführt werden können. Alle genannten Hemm-
nisse aber sind durch Notverordnung gründlich zu

beseitigen
Weitere Feinde der Notsiedlung sind die Bau-

polizei und der Gemeinderechner. Was die

erstere anlangt, so sollte ihre Einwirkung in der

jetzigen Notzeit auf das Äußerste beschränktwerden.

Die primitivste Holzbude im freien eigenen Garten

ist für die Gesundheit der Bewohner, wenn es auch
zieht und das Ofchen raucht, immer noch besser als

die »vorschriftmäßige«Kellerwohnung in der Miets-

kaserne der Großstadt. Die Farmer in übersee
kennen keine Baupolizei und haben doch gesunde
Kinder. Die Vorschriften für Feuersicherheit
sind ein Lieblingsgebiet des baupolizeilichen Amts-

schimmels. Dabei ist zu bedenken, daß die meisten
«

Brände nicht wegen Baumängeln, sondern wegen

der Wirtschaftsnot des Besitzers, die ihn zum An-

zünden treibt, entstehen, und daß es weniger -

schlimm ist, wenn einmal wirklich ein Nothäuschen

abbrennt, als wenn ein Dutzend Familien in der l
Stadt verkommen. Auch auf diesem Gebiet sollte
eine gründliche Notverordnung die Hemmnisse be- s
seitigen.

Schwierig liegt die Frage des Schulunterrichts
für die Notsiedlerkinder da, wo der Weg zur städti-

schen Schule für sie zu weit ist. Das Bauen von

»Schulpalästen«,das im letzten Jahrzehnt so manche
Gemeinde finanziell ruiniert hat, ist wohl für lange

H

Jahre zu Ende und große sonstige Schulausgaben
find für die Notsiedlung untragbar. Aber eine Not-

schulbaracke«und ein heute stellenloser Junglehrer,
der gegen mäßiges Entgelt sein Werk als echters
Notsiedlerlehrer mit Begeisterung treibt, werden bei s

f

gutem Willen auch diese Frage lösen. Das letzte
ernste Hemmnis liegt in der heutigen Regelung des

Fürsorgewesens. Mit Abschaffung des armen-

rechtlichen Grundsatzes vom Unterstützungswohnsitz
ist der frühere Zusammenhang zwischen dem Be-

dürftigen uud seiner Heimatgemeinde zerrissen. Bei

der heutigen Rechtslage fällt der Erwerbslose oder

sonst unterstützungsbedürftigeNotsiedler, der in

einer Landgemeinde an der Grenze des Großstadt-

gebiets siedelt, dieser Landgemeinde zur Last. Bleibt

es dabei, so können zehn aus der Großstadt kom-

mende erwerbslose Notsiedler das Dorf, ein paar

Hundert den Kreis, in dem sie eine Heimstätte

finden, finanziell ruinieren zu Gunsten der Großstadt
die wahrlich gerade hierbei keinen Anspruch auf
solche Entlastung hat. Auch dieses Hemmnis
muß durch Notverordnung beseitigt werden, wenn

der Gedanke der Notsiedlung von Großstädtern sich
durchsetzen soll.

Sind erst die Hemmnisse beseitigt und stehen den

mittellosen Familien neben sachkundiger Beratung
und preiswertem Land bescheidene Beihilfemittel,
ein Bruchteil dessen, was die öffentlicheHand bis-

her für den Bau einer Wohnung zuschießt,zur Ver-

fügung, so wird der »Farmertrieb« der

tüchtigstendeutschen Familien, gegen den die Über-

seegebiete sich aus Eigennutz absperren, im eigenen
Lande vielen Tausenden zu neuem Hoffen und zu

neuem seelisch und körperlich gesunderen Leben ver-

helfen. Freilich eins bleibt zu betonen. DieNotsiedler
dürfen die auf einfachste Lebensgestaltung und Ver-

zicht auf viele Bequemlichkeiten unserer Zivilisation
gerichtete »Farmergesinnung« nicht allzu bald

ablegen. Wenn sie alsbald nach der Ansetzung
von der Gemeinde Pflasterstraße,Wasserleitung, Gas,

Kanalisation und Straßenbahnverbindung fordern.
ist die Gemeinde bei Erfüllung dieser Wünsche
finanziell ruiniert. Deshalb sollte von jedem Not-

siedler eine feierliche Verpflichtung dahin gefordert

werden, daß er niemals in dieser Hinsicht höhere
Anforderungen stellen wird, als der ländliche Dorf-
bewohner, und daß er durch Aufstellung solcher
Forderungen das Recht auf Weiterbenutzung des

Nothauses als Dauerwohnung verliert.

Bei dem ganzen Plan stehen die gemein-

nützigen Siedlungs- und Wohnungs-
fürsorgegesellschaften vor-einer besonders
verantwortlichen Aufgabe. Auf Grund ihrer prak-

tischen Erfahrungen sind sie in erster Linie dazu

berufen, dafür zu sorgen, daß der gcmze Plan
weder im Bürokratismus erstickt noch durch verkehrte

Durchführung in siedlungs- und bautechnifcher Hin-

sicht von vornherein zum Måßlängen verurteilt wird.

Agrarkrife und Siedlung
von Regierungs- und Landeskulturrat Dr. Diettrich-Königsberg.

Die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise er-

strecken sich besonders auf die Landwirtschaft des

deutschen Ostens, die um ihre Existenz ringt. Gleich-
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zeitig vollzieht sich — trotz aller Not — ein Neu-

aufbau bäuerlicher Kleinbetriebe. Es fehlt nicht
an Stimmen, die vor der Umwandlung der Agrar-



—

struktur im Osten warnen und den neugeschaffenen
s

stellung des künstlichenDüngers.
Siedlungen ein unrühmliches Ende voraussagen.
Aber wer die Ursachen und Auswirkungen der augen-
blicklichen Krise in der Landwirtschaft erkannt hat
und sich von dieser Erkenntnis bei der Begründung
neuer Siedlungen leiten läßt, wird einer solchen
pessimistischenAuffassung mit Recht widersprechen
können.

Es wird zweckmäßigsein, kurz auf die äußere
Erscheinungsform und die Ursachen der Weltwirt-

schaftskriseeinzugehen. Das äußere Krisenbild zeigt
sich vor allem in einem katastrophalen Preisfall.
Getreide kostet auf dem Weltmarkt zurzeit etwa
100 NM je Tonne gegen 140 NM um das Jahr
1913. Der katastrophale Sturz des Zuckers, der
Baumwolle und des Kautschuks ist bekannt. Der
Kautschukpreis beträgt z. B. nur noch ein Achtel
des Vorkriegspreises. Auch die Preise für die
tierischen Produkte sind von dem allgemeinen Ab-
gleiten nicht ganz verschont geblieben.

Parallel zu diesem Preissturz zeigt sich eine An-
häufung von Vorräten in der ganzen Welt, wie
man es nicht für möglich gehalten hätte. Die
größten Vorräte weisen Kaffee und Baumwolle auf, s

aber auch bei Weizen ist eine Vorratssteigerung von
7 Millionen Tonnen Ende des Erntejahres 1926
auf 16 Millionen Tonnen Ende 1929 eingetreten.
Als Folge zeigt sich in der Landwirtschaft überall
verminderte Aufnahmefähigkeit für Jndustriepro-
dukte und für Düngemittel, Schwierigkeiten bei der
Erfüllung der Steuer- und Zinsverpflichtungen und
letzten Endes ein Uberangebot an ländlichenGrund-
stücken,daß zu einem allmählichenAbsinken der
Pacht- und Bodenpreise führt.

Die Ursachen dieser Schwierigkeiten liegen in
gleicher Weise auf Seiten des Erzeugers wie auf
Seiten des Verbrauchers. Was den Produzenten
angeht, so kommt auf das Konto der fortschreitenden
Mechanisierung des landwirtschaftlichen Betriebes
ein großer Teil Schuld. Während früher landwirt-
schaftliche Maschinen mehr zur Überwindung der

Arbeitszeitspitzen gebraucht wurden, sind diese be-
sonders in den überseeischen,Getreide produzieren-
den Ländern jetzt zu allen Zeiten und bei jeder
Arbeit gang und gäbe. Beispiellos ist z. B. die
Entwickelung des Traktors, der sich non 10X20 PS
mit 2 Scharen nunmehr zu gewaltigen Maschinen
mit mehreren hundert PS entwickelt hat. Hand in
Hand mit der Mechanisierung der Zugkraft ist die
Mechanisierung der Erntemaschinen gegangen. Ein-
zelne Typen von Mähdreschern sind bereits auch
in einigen ostdeutschen Großbetrieben in Benutzung.
Die Folge hiervon ist, daß z. B. in Amerika die

Arbeitsleistung für Bestellung und Ernte von 1 ha

Weizen einschließlichdes Dreschens von 29 Männer-
ftunden in der Vorkriegszeit jetzt bei Verwendung
eines 12-Schar-Pfluges und eines Mähdreschers
an 2V4 Männerstunden gesunken ist. Zu dieser
hierdurch bewirkten Produktionsverbilligung kommt
eine Weitere durch die Fortschritte bei der Her-

s
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i
i

I
F

v

45

Bei gleichzeitiger
Verdoppelung des Weltverbrauchs an Stickstoff in
der Vorkriegszeit ist der Weltmarktpreis um etwa

ZZOZgesunken, was außer einer starken Zunahme -

der Ernteerträge naturgemäß eine weitere Verbilli-
gung der Produkte zur Folge gehabt hat. Dazu
kommt, daß durch Züchtung hervorragenden Saat-
guts, durch intensivere Bearbeitungsmethoden und
durch weitere Anwendung künstlichenDüngers be-
sonders in Ländern mit zurückgebliebenerKultur
noch Produktionssteigerungeneintreten können,deren
Umfang nur schwer abzuschätzenist.

Zum Unglück hat mit der steigenden und ver-

billigten Produktion der Bedarf der Bevölkerung
nicht Schritt halten können. Was im besonderen
Deutschland angeht, so muß, während einmal im
Inland die Vorräte an Kartoffeln, Roggen und
Hafer die Nachfrage bei weitem übersteigen, gleich-
zeitig die Fülle der überseeischenProduktion durch
riesenhafte Zollschranken von unseren Märkten fern-
gehalten werden. Eine Steigerung des Bedarfs,
besonders bei den für die Landwirtschaftdes deutschen
Ostens wichtigen Produkten wie Kartoffeln und Noggen
wird aber trotz aller Propaganda und trotz aller

Gewaltmaßnahmen Beimischungszwang von

Noggen- oder Kartoffelmehl zum Weizenmehl
oder von Kartoffelspiritus zum Treibstoff
nicht erzielt werden können, da der tatsächlicheBe-
darf mehr als gedeckt ist, sich anderen Nahrungs-
mitteln —

z. B. Weizen — zugewandt hat oder
auf andere Weise billiger und zweckmäßigergedeckt
werden kann. Es wird vielleicht sogar eher mit
einer rückläufigenTendenz für die Agrarprodukte
des deutschen Ostens gerechnet werden müssen.

Anders liegen die Verhältnisse bei der tierischen
Produktion. Von einer überproduktion im eigent-
lichen Sinne kann hier nicht gesprochen werden, so-
lange Milch und Butter sowie Fleisch einem großen
Teil der Bevölkerung nur noch vom Hörensagen
bekannt sind. Bei nur geringer Zunahme des Wohl-
standes würde bereits eine Nachfrage nach tierischen
Produkten eintreten, die ohne weiteres aus der
jetzigen Produktion nicht befriedigt werden könnte,
sodaß besonders für den inländischenlandwirtschaft-
lichen Betrieb gewisse Aussichten für die Zukunft
bei einer Umstellung auf die Veredelungswirtschaft
gegeben sind.

Die eben geschilderte Wirtschaftsentwickelungsteht
in ihrer Grundrichtung zweifellos fest und man wird
bei der Neugründung landwirtschaftlicherExistenzen
darauf Bedacht nehmen müssen, daß überwiegende
Getreid ewirtschaft der allgemeinen Wirtschaftsrichtung
entgegensteht. Durch diese Erkenntnis ist schon viel
gewonnen, aber sie genügt allein nicht. über der
zukünftigenRentabilität der landwirtschaftlichenGe-
samtproduktion in Deutschland liegt noch Dunkel und
es wäre vielleicht vorsichtiger, erst die weitere Ent-
wicklung, besonders in wirtschaftspolitischer Be-
ziehung abzuwarten, ehe man neue Betriebe ins
Leben ruft. Aber der rasche Zusammenbruch der
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Großbetriebe im Osten läßt ein Abwarten nicht zu ; f

sie müfsen sofort aufgefangen und in neue, lebens- s

fähige Formen umgewandelt werden. f
f

Die ländliche Siedlung, f

zu deren Rechtfertigung bisher Vorwiegend bevöl- f
kerungs- und nationalpolitische Gründe angeführt

wurden — über die wirtschaftlichen Auswirkungen s

bestand keineswegs Einigkeit —, ist damit in erster
!

Linie zu einer wirtschaftlichen Maßnahme ?

geworden, die die Umwandlung der Agrar-
l

struktur des Ostens mit dem Zweck der Be- f
gründung krifenfesterer Kleinbetriebe zum f

Ziele hat.
Die Siedlungstätigkeit der allerletzen Jahre hat I

bereits zum Teil unter diesen Voraussetzungen ge- l

standen, denn es wurden überwiegend solche Güter l

befiedelt, deren Eigentümer infolge der wirtschaft-

lichen Rot zum Verkauf gezwungen waren. In naher

Zukunft wird man überhaupt für die Befiedlung nur

mit der Inanspruchnahme von solchen vor dem Zu-

sammenvruch stehenden Objekten zu rechnen haben.
Ihr Umfang wird so groß fein, daß für die Ankäufe

E

gesunder, nur gering verschuldeter Betriebe kein Platz

mehr fein wird. s

Die bisherige Form der Aufteilung von Groß-

betrieben ist bekannt; fie läßt sich auf die Formel
oer Fertigsiedlung bringen, d. h., dem einzelnen
Siedler wuroe die bis auf Kleinigkeiten vom gewerbs-

mäßigenKolonisator fertiggeftellte Siedlung so über-
!

geben, daß er sofort zu wirtschaften anfangen konnte. T

Die Not der Zeit, d. h. die Kapitalknappheit bei

Staat und Siedler, verbunden mit den geringen ;

Aussichten für eine Rentabilität der einheimifchen

Landwirtschaft erzwingen hier eine Umstellung. Es

ist bedauerlich, von den wohldurchdachtenBautypen
der letzten Jahre, die das Ergebnis forgfältiger For- f

schungen von Landwirten und Bautechnikern find, f
Abschied nehmen zu müssen. Aber es läßt sich unter

f

f
den jetzigen und voraussichtlich künftigen Verhält-
Nissen für solche Siedlungen — ganz abgesehen da-

V0n, daß für ihre Erftellung die notwendigen Mittel

fehlen — keine tragbare Rente mehr errechnen. Und

was soll mit diesen Gebilden erst geschehen, wenn f
in Erfüllung des Fünfjahresplanes die ungeheuren
Mengen ruffischen Getreides immer energischer Ein-

laß an unseren öftlichenGrenzen verlangen? Glaubt

wirklich jemand, daß der deutsche Konsument auf
die Dauer das Opfer auf sich nehmen wird, deutschen E

Roggen zu verzehren, wenn er rufsifchen zum halben ;

Preise erhält, oder steht zu erwarten, daß die deutsche

Industrie bei Löhnen, deren Höhe letzten Endes durch
die künstlich hochgehaltenen Lebensmittelkosten be-

stimmt wird, auf die Dauer mit dem Ausland wird

konkurrieren können?

Die Verhältnisse werden im Laufe der Zeit eine

andere Agrarpolitik erzwingen· Es yieße leichtfinnig

handeln, wenn man diefe Entwickelung nicht. bereits -

bei Errechnung einer Rentabilität neu anzulegender

bäuerlicher Betriebe mit einkalkulierte. s
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; Verwendungszweckes.

So müssen also

neue Formen für die ländliche Siedlung

gefunden werden. Die Auswahl des Objekts muß
unter anderen Gesichtspunkten als bisher vorge-

nommen werden. Extreme Böden werden von der

Befiedlung am besten ganz ausgeschlossen, weil ihre

Befetzung mit neuen Gebäuden nicht mehr lohnt oder

eine Rente fich nicht mehr errechnen läßt. Für solche

Böden bleibt, wenn der Staat nicht über seine bis-

herigen Maßnahmen hinaus unwirtfchaftliche Sub-

ventionen zur weiteren Zinsverbilligung geben will,

letzten Endes nur die Aufforstung. Man darf nicht

nationalpolitische Bedenken entgegenhalten; besser

ein Waldgürtel im Osten als ein Ring zahlreicher,

;
aber fchwacher Betriebe. Ein großerTeil der Böden,

befonders auf der füdlichenAbdachung des ural-

baltischen Höhenrückensist, weltwirtschaftlich gesehen,

nicht mehr konkurrenzfähig Vielleicht werden hier
in einzelnen Fällen bei dem Wechfel der Besitzform
vom Großbetriebe zum Kleinbetrieb noch Möglich-

keiten gegeben sein, wenn die Siedlung auf diefen

geringwertigeren Böden die einfachftenFormen findet,
d. h., von Reubauten ganz absieht und dem Siedler

den Aus- oder Umbau alter Gebäude mit eigenen

Mitteln überläßt. Es muß aber gleichzeitig bei diefen

Betrieben durch genügende Grünlandzulagen eine

Grundlage wenigstens für eine einigermaßenumfang-

reiche Viehhaltung gegeben sein. Sonst werden sich

auf solchen Böden weder Lebensmöglichkeitenfür den

Bauer, noch irgendwelche Aussichten auf Verzinsung
und Amortisation des aufgewendeten Kapitals er-

geben. Kann man dies nicht mit Bestimmtheit an-

nehmen und schafft man trotzdem aus irgendwelchen

Erwägungen auf folchen Böden bäuerliche Betriebe,

bei denen der Produktionsfchwerpunktdann mit der

allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung zum bäuer-

lichen Veredlungsbetriebe im Widerspruch steht, so

werden diefe Wirtschaften denselben Weg gehen, wie

der Großbetriebvorher. Vielleicht kann die Züchtung

der entbitterten Lupine oder neuer Getreidesorten,
die sich als Kreuzung von Roggen und Weizen er-

geben, oder die Züchtung einer Sandluzerne den

Kreis des befiedlungsfähigenLandes künftig noch

erweitern; aber unter den jetzigen Verhältnissen wird

man besser tun, folche Boden der Aufforftung zuzu-

führen, als Menschen darauf anzusetzen,zumal gutes

Siedlungsland reichlich zur Verfügung steht.
Die Verhältniffe mit den schweren Böden liegen

ähnlich. Als Folge der Agrarkrise fallen auch größere

Flächen fchweren Bodens an und harren eines neuen

Man braucht mit ihnen, so-

weit fie noch die Möglichkeitzur Ackerung geben, und

soweit fie warm und kalkhaltig und in guter

Kultur «sind, nicht engherzig zu sein, denn

auch die Gegenden des schweren Bodens in

Oftpreußen find zum großen Teil bäuerlich

befiedelt und der bäuerliche Befitz zeigt,

daß er auch auf diefem Boden vorwärts zu

komm en vermag. Der Schwerpunkt des Betriebes



wird sich, besonders bei den schwersten Flächen,s
auf Grünlandwirtschaftzu legen haben, aber es muß «

immerhin ein Teil da sein, der einen Ausgleich inner-
halb des Betriebes durch Anbau von Körnern und
Hackfrüchtenermöglicht.
neuem Gebäudekapital wird man auch hier außer-
ordentlich vorsichtig sein müssen, denn gerade die
schweren Böden sind in Krisenzeiten besonders an-

fällig, wie die Zwangsversteigerungsstatistikenin den
Gegenden der sogenannten »Tonellipse« deutlich
zeigen. Man wird auch hier, sobald man nicht die
Sicherheit der Existenzmöglichkeitfür den Siedler
hat — was vielerorts infolge der kurzlebigen Dränage
auf solchen Böden zu erwarten steht — lieber den
Weg der Aufforstung als den der Besiedlung gehen-

Die allgemeine Agrarkrise hat sich auch in Deutsch-
land dahin ausgewirkt, daß die Preise für Land-
güter aller Art erheblich abgesunken sind. Nach der
»Denkschrift über die veränderten wirtschaftlichen
Grundlagen der ländlichenSiedlung«, erstattet von
den Direktoren des Deutschen Forschungsinstituts
für Agrar- und Siedlungswesen: Professor Sering-
Berlin, Professor Seraphim-Rostock, Professor Lang-
Königsberg und Professor von Dietze-Jena, ist mit
aller Deutlichkeitauf die Spannung zwischen den tat-
sächlich im Osten gezahlten Landgüterpreisenund
den auf Grund der vorhandenen Rentabilitäts-"
verhältnissetatsächlichenWert der Landgüter hinge-
wiesen. Sicher sind gegenüber der Borkriegszeit die
Preise erheblich zurückgegangen,wobei gleichzeitig
die für die Siedlung besonders in den letzten beiden
Jahren in Anspruch genommenen Güter in ihrer
Bodenbeschaffenheitweit über dem Durchschnitt der
früher angekauften liegen. Aber es bedarf trotzdem
besonderer Aufmerksamkeit,bei den unsicheren wirt-
schaftlichen Verhältnissen für die Zukunft und der
durch Generationen andauernden Nentenbelaftung
für den Siedler, daß der Landerwerbspreis der all-
gemeinen, durch die Agrarkrise vorgeschriebenen
Richtung folgt. Daß dieser Entwickelung die Ost-
hilfsmaßnahmenvielfach hindernd im Wege stehen,
ist unbestreitbar; aber ihre Maßnahmen sind von
der Reichs- und Staatsregierung gebilligt worden,
um aus allgemeinen wirtschaftlichen Erwägungen
ein plötzliches Absacken der Bodenpreise zu ver-
meiden. Man muß deshalb diese Maßnahmen auch
als Siedlungspraktiker mit in Kauf nehmen, soweit
diese nur eine vorübergehendeErscheinung sind.»;
Sollte aber jemand glauben, zur Rettung vorhandene Werte stärkerals bisher erhalten können;der einmal in die Betriebe gesteckten Staats- ; die gesamte Nente des Siedlers wirdgelder ein überholtes Preisniveau konser-
vieren zu können, so wird damit zwangs-s
läufig eine gesunde Siedlung unmöglich ge--
Macht. Nicht bürokratische und finanz-
Politische Erwägungen dürfen die Frageder Bodenpreise entscheidend
flussen;
Ostens verlangt, auch wenn schwere Opfer
gebracht werden müssen, gering belastetes
Land, d

Mit der Investierung von
«

beein-!
die Wirtschaft des agrarischens

h·, niedrige Bodenpreise, unds

diese Entwickelung künftig- aufhalten,
hieße die Gesundung des Ostens und den
Fortgang der Siedlung verhindern.

Selbst bei den schon erheblichabgeglittenen Boden-
preisen, deren weitere Senkung jetzt in Anbetracht
des überaus starken Angebots zu erwarten steht,
enthält gerade der Preis des Landes für den Siedler
und seine künftigeBelastung noch einen Unsicherheits-
faktor allerersten Nanges. Dieser Zustand ist außer-
ordentlich gefährlich,wenn sich gleichzeitig die Kauf-
kraft des Geldes zu heben beginnt. Wie wird hier-
durch ein Schuldner belastet werden, der seine Schulden
mit Waren bezahlen muß, deren Preise von Jahr
zu Jahr abgleiten?
Für die zweckmäßigsteArt der Durchführungeines

Siedlungsverfahrens unter den obwaltenden krisen-
haften Zuständen gibt es kein einheitliches Rezept.
Soviel steht jedoch fest, daß die bereits erwähnte
Fertig- oder Standard-Siedlung zu den Ausnahme-
erscheinungen gehören wird. Sie wird nur noch
da am Platze sein, wo wohlhabende Siedler durch
hohe Anzahlungen in der Lage sind, die Geldbe-
wegung der öffentlichenHand und damit auch die
hieraus resultierende Nentenbelastungaufs äußerste
herabzusetzen. In allen anderen Fällen wird man
neue Wege suchen müssen. Jm Interesse der Ein-
sparung öffentlicherGelder wird man nicht allein
mehr zu prüfen haben, ob das Objekt preiswert
und zu Siedlungszweckengeeignet ist; man wird
auch darauf achten müssen, ob die auf dem
Grundstück stehenden Hypotheken stehen

. bleiben und durch Zinsverbilligung für
den Siedler auf ein tragbares Maß ge-
senkt werden können, und besonders, ob
nach Lage und Beschaffenheit aus den vor-

handenen Gebäuden möglichst viele Stellen
ohne erhebliche Kosten errichtet werden
können, so daß Neubauten oder teure Um-
bauten nach Möglichkeit, überflüssig
werd en. Dies wird man dadurch fördern können,
daß weitgehendst zuerst Land zur Hebung bestehender
Kleinbetriebe abgetrennt wird, damit die Nestfläche
nach Möglichkeit den Altgebäuden zugeteilt werden
kann. Daß Aus- und Umbauten alter Gebäude in
viel weiterem Umfange und mit viel geringeren Mitteln
als bisher allgemein üblich,getätigt werden können,
zeigen mehrere Beispiele der MecklenburgischenLand-
gesellschaft. Man wird auf diese Weise nicht nur

sich auch bei
bescheidenem Aus- und Durchbau und restloser Aus-
nutzung der Altgebäude immerhin um etwa 30 Pro-
zent senkenlassen. Gleichzeitigkann die gesamte Kapital-
bewegung hierdurch erheblich gedrosseltwerden. Selbst-
verständlichwird man allein mit den alten Gebäuden
auch bei starken Anliegerabverkäufennur in seltenen
Fällen auskommen, und man wird fchon zum Teil
aus wirtschaftlichen Gründen gezwungen sein, einen
Teil der Außenschlägemit unbedingt notwendigen
Gebäuden zu besetzen, aber man soll bei der Auf-



Abb. 1.

stellung der Teilungspläne nicht engherzig sein. Man

wird hier und da auch an größere Stellen heran-
gehen müssen, wenn es z. B. die zweckmäßigeAus-

nutzung der Altgebäude verlangt Und wird auch so
durch Minderung des Gebäudekapitals auf dies
Flächeneinheit zur Senkung der Nente beitragenT
können. Damit soll keineswegs etwas gegen die

Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit der Auslegung
auch kleinerer Stellen gesagt sein, wie sie besonders

«-

in dem neuen Siedlungsprogramm der Neichsregierung ;
in Aussicht genommen sind. Die kleine Stelle ist in

«

wirtschaftlicher Beziehung anders zu beurteilen als

der bäuerliche Familienbetrieb, der zur Zahlung
seiner Nente allein auf die Erträgnisse der Wirtschaft
angewiesen ist, wogegen der Kleinstellenbesitzer ein-

mal mit Nebeneinnahmen aus Handel oder Gewerbe
’

rechnet, im übrigen aber als Selbstversorger anzu-

sprechen ist. Die Auslegung der kleineren Stellen

bezweckt nicht wie die der bäuerlichen — betriebs-

wissenschaftlich gesehen — die Schafsung wirtschaft-
licherer Betriebsformen gegenüber denen des Groß-
betriebes, Vielmehr sollen die kleinen Stellen

dazu beitragen, Menschen, die aus dem Pro-
duktionsprozeß bereits ausgeschieden waren,

in ihn wieder einzugliedern. Man braucht des-

halb vor Neuinvestitionen bei kleinen Stellen aus

wirtschaftlichen Erwägungen nicht mit demselbenMaße
zu messen wie bei bäuerlichen Stellen, denn die Ziel-

»

Allerdings wird auch hier jsetzung ist eine andere.

Dorfstraße von Norden bis zur Ningchaussee

äußersteSparsamkeit, besonders beim Bauprogramm,
gefordert werden müssen (man spricht von 4 000 RM

je 20-Morgen-Stelle), wenn die Selbstversorgung des

Siedlers nicht zur Illusion werden soll.

Was die b äuerliche Neusiedlung angeht, so
scheint nach Versuchen, die in Naudnitz, Kreis Rosen-
berg, gemacht sind, eine Absenkung der bisher etwa

13 700NM betragendenBaukosten auf etwa 7 000 NM

je Bauernstelle ohne erhebliche Verkleinerung der

Stall- und Scheunenfläche möglich zu sein. Diese
Bauten brauchen allerdings den Vorwurf eines

Amerikaners, daß im allgemeinen in Deutschland für
die Ewigkeit gebaut werde, nicht hinzunehmen; aber

eine 30 jährige Lebensdauer dürfte ihnen mit Sicher-
heit auch im ostpreußischenKlima beschieden sein, eine

Dauer, die bei der jetzigen schnellebigenZeit mit

ihren technischen Fortschritten und den unübersehbaren

Nentabilitätsverhältnissen bei weitem ausreichend
sein dürfte.

Auch die genannten Preise können Vielleicht
noch durch Selbsthilfe des Siedlers oder durch
Einschaltung des »freiwilligen Arbeits-

dienstes« gesenkt werden« Hierüber werden

künftigeVersuche Klarheit bringen müssen. Aber es

wird vielleicht auch Objekte geben, wo selbst dieser
Kapitalaufwand nicht mehr wird vertreten werden

können. Hier wird man andere Wege für die Ver-

wertung der Landteile, die nicht mit alten Gebäuden

besetzt werden können, suchen müssen.
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Abb. 2. Dorfftraße von Süden.

Das Wort »Siedlung« wird allerdings hierbei werden, da diese demnächstgesondert in diesem Heftsehr klein geschrieben werden müssen. Vielleicht ist behandelt werden sollen. Selbstverständlichist derder künftigeWeg der, daß die vorhandenen Guts- Siedlungseffekt in diesemFalle außerordentlichgering.gebäude mit Ausnahme eines Wohnhauses, eines Wahrscheinlichwird die Zahl der Seelen vor undMaschinenfchuppens und eines Getreidesilos an neue nach der Aufteilung die gleiche fein, aber dieserSiedler nebst der erforderlichen Landzulage vergeben Mangel darf nicht zu unwirtfchaftlichen Maßnahmenwerden und zu den zurückbehaltenenGebäuden eine verleiten. Es kommt allein darauf an, daßLandflächevon etwa 800 Morgenbelassen wird. Diese lebensfähige Betriebe geschaffen werden.werden dann im mechanisierten Familienbetrieb Jeder Gedanke, der den Weg hierzu weist, mußrein maschinell nach Muster der Einmannfarm be- sorgfältig geprüft werden, damit tatsächlichnur nachwirtschaftet werden. Man wird, wenn man auf diese wirtfchaftlichen Grundsätzen gefiedelt wird. Aller-Weise ein Beispiel praktisch durchrechnet und das dings kann und will die Siedlung kein AllheilmittelObjekt für diese Zwecke nach Bodenbeschaffenheit und zur Behebung der landwirtschaftlichenKrise sein,Lage geeignet ist, finanziell und wirtschaftlich zu aber sie wird durch ihre verschiedenartigen Aus-günstigeren Ergebnissen kommen, als wenn das Ob- wirkungen und die mannigfaltigen Zweige ihrer Be-jekt in der jetztüblichenForm restlos aufgeteilt würde. tätigung neben ihrer arbeitspolitischenBedeutungDoch soll im Rahmen dieses Auffatzes auf die hierzu ( das Problem des landwirtschaftlichenOstens immer-notwendigen Berechnungen nicht weiter eingegangen hin einer beachtlichen Teillösung näherbringen.

Abfintkeim, eine ftadtnahe Wirtschaftsfiedlung
von Negierungsbaumeifter K r et s chm e r.

»Fürdie ländlicheBesiedlung ist das Nachbarver- gerade solchen Existenzen auf nicht allein landwirt-haltnis zu einer Stadt von besonderer Bedeutung. schaftlicher Grundlage zu »wirtschaftlicherSelbst-Die Nähe der Stadt bietet dem auf zusätzlichen ständigkeitauf eigener Scholle zu verhelfen. Be-ererb angewiesenen Siedler mannigfache Aus- triebe dieser Art werden für den Charakter dersichten und Vorteile. Dies gibt dem Siedlungs- stadtnahen Siedlung mitbestimmend, indem sieProgramm Neue Antriebe und macht es möglich, dem Ganzen gegenüberYSiedlungen in rein land-
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Abb. 3. Dorfkern.

wirtschaftlicher Umgebung ein besonderes Gepräge s

verleihen.
- I

Die OstpreußischeBau- und Siedlungsgesellschaft
hat sich stets bemüht, derartig günstige nachbarliche
Beziehungen bei ihrer Siedlungsarb eit wahrzunehmen,
vor allem auch in der unmittelbaren Nachbarschaft der

Stadt Königsberg Nachdem im Jahre 1930 das

ca. 600 Morgen große Gut Lauth aufgeteilt
worden ist, sind in diesem Jahre die Güter L a p s a u

mit 928 Morgen und Absintkeim mit 1040

Morgen besiedelt worden. Sie liegen sämtlichdicht l

bei Königsberg und grenzen Unmittelbar an die Ring-

chaussee. Es waren Siedlungsaufgaben breiterer

Basis zu erfüllen, vor allem in Ab sintkeim,
das sich als ererbssiedlung verschiedener Berufs-
gruppen kennzeichnet. Die Art und die Zweckbe-

stimmung der ausgelegten Stellen zeigen dieses am

besten. Unter den eingerichteten 30 Stellen finden

fich 15 rein landwirtschaftliche Betriebe in den ver-

schiedenstenGrößen bis zu 60 Morgen, die zum Teil

auf Spezialbeschäftigungen eingerichtet sind. Die

übrigen 15 Siedlungen mit einem Landbesitz Von 15

bis 20 Morgen sind mit irgend welchen gewerblichen
Betrieben verbunden.

Dieser Eigenart it bei dem Aufbau und der

Gestaltung der Siedlung Absintkeim Nechnung ge-

tragen. Das räumliche Grfordernis solcher Erwerbs-

stellen ist ein besonderes. Für diese Stellen mit

ihren geschäftlichenWechselbeziehungen innerhalb
der Siedlungsgemeinde war ein engeres Zusammen-
rücken erwünscht. Dies gab den Anlaß zur Bildung

eines Siedlungskerns. Im Zusammenhange hiermit,
wurde für die Gesamtsiedlung überhaupt eine mög-

lichst geschlossene Anlage angestrebt. Die natür-

lichen Gegebenheiten des Siedlungsgeländes unter-

stütztendieses. Das vorhandene Gelände Von Ab-

,
sintkeim ist eben und weithin übersehbar, es erstreckt
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sich in seiner Hauptausdehnung von Nord nach Süd.

Der in der Mitte vorhandene Feldweg ist in seiner

Richtung belassen und soll als ordentlicher Verkehrs-

weg ausgebaut werden (Bild 3). Die Neusiedlung

ist an den vorhandenen Wegen entwickelt worden.

Die Besitzstellen sind aneinandergereiht mit der

Differenzierung, daß die kleinen Stellen, (die Neben-

erwerbsstellen) sich in nächsterNähe des alten Zu-

ganges zur Siedlung zu einem Dorfkern zusammen-

schließen,und weiter nach Süden die größeren land-

wirtschaftlichen Stellen folgen, die sich breiter ent-

wickeln. So ist, um das Besondere der Planung

zu kennzeichnen, von der alten Dorfbildung der

charakteristische enge Zusammenschlußder Nachbar-

stellen gewahrt. In der Gesamtgestaltung der Sied-

lung tritt uns gegenüberdem alten Dorfbilde etwas

Neues entgegen, zum mindesten etwas Eigenwilliges,
das si von dem Hergebrachten sehr unter-

scheidet.
-

Es ist der anders gestaltete Bautyp und seine Ge-

samtwirkung, die zu einem neuen Aufbaubilde geführt

haben. Dieser Typ, wie er sichauf den Abbildungen

3 und 4 zeigt, hat nichts mehr mit dem uns von

früher vertrauten Aussehen des alten Bauernhauses

zu tun. Seine kubische, langgestreckte Form, die

gleichsam zu einem Maßstab für das weite ebene

Gelände in Ostpreußenwird, ist das Kennzeichnende

zusammen mit der in seiner Gesamtwirkung sich er-

gebenden raumbildenden Kraft. Wie dieses in den

langen Aufbaustraßen dieser Siedlung zum Ausdruck

kommt, zeigen die Abbildungen 1 und 2. Auf die

Besonderheiten der verwendeten Typen auch in

wirtschaftlicher Hinsicht brauchen wir hier nicht ein-

zugehen, da dieses bereits in einem Aufsatz (Länd-

licher Siedlungstyp) in Nr. 3 des »Ostpreußischen

Heims«, 12. Jahrgang, eingehender behandelt
worden ist.



Abb. 4. Die Erwerbsfiedlungen und Altgebäude mit Tischlereiwerkftatt.

Die oben nachgewiesenen Grundzüge der Gesamt- ; anordnen. Dabei liegen Gehöft und Äcker unmittel-
anordnung sind im Lageplan, Abbildung 5, erkennbar. i bar zufammen.
Dieser zeigt eine gut durchgeführteGeländeaufteilung, Es ift für die Gesamtwirkung und bei
wobei der Aufreihung der Gehöfte entsprechend die der Gleichheit der Typen eine felbstverständliche
zugehörigen Äcker sich in zweckmäßigemZufchnitt I Forderung, daß sichdie Bauten der einzelnen Stellen
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Abb. 5. Abfintkeim, Aufteilungsplan.
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einer einheitlichen Bauflucht unterordnen. Deutlich

erkennbar zeichnet sich im Lageplan der Kern der T

Siedlung ab, bestehend aus den hier zusammenliegen-
den Wirtschaftsftellen, die in ihrer Mannigfaltigkeit
das Merkmal der Siedlung abgeben. Unter den hier
angesetzten Erwerbsfiedlern finden wir die verschie-
densten Berufszweige vertreten, einen Maurer, einen

Zimmerer, einen Schmied und Stellmacher, einen
»

Tischlermeister, der als selbständiger Unternehmer ;

auftritt und einen größeren Werkstattbetrieb ein- ;

gerichtet hat, ferner einen Müllermeister, der eine

Schrotmühle aufgestellt hat, um auf Lohn zu arbeiten,
eine ehemalige Wirtin, die eine Milchspezialwirtschaft
eingerichtet hat, eine Gardinenspinnerei, einen Fuhr-
halter, einen Kaufmann für Kolonialw aren, eine Stelle

mit Zahnpraxis, die von der Frau eines Siedlers aus-

geübt wird ; dann verschiedene, mehr landwirtschaft-
liche Spezialbetriebe, wie Hühner- und Geflügelzucht,

Freilandgärtnerei, wo ein Siedler zehn Bienenvölker

aufstellen will. Auch unter den ausschließlichin der

Landwirtschaft tätigen Siedlern finden sich Sonder-

beschäftigungen So ist der Erwerb er einer 60-Morgen-
Stelle ein bekannter Herrenreiter, der sich der Zucht

von Rennpferden widmen will. Wie es sichschon jetzt

zeigt, werden gerade dieseoielgestaltigen Spezialstellen,
wenn sich die Beziehungen zu Königsberg und in der

eigenen Siedlungsgemeinde mehr gefestigt haben, zu

etwas kommen. Es sei noch erwähnt, daß 3 deutsche
Nückwanderer in Absintkeim eine neue Existenz ge-

funden haben.
Der volkswirtschaftliche Wert der in Absintkeim ge-

leisteten Siedlungsarbeit liegt außerdem darin, daß

der Bestand an selbständigenHaushaltungen auf das

doppelte von 14 auf 27 vermehrt worden ist.
An den verwendeten Bautypen werden die not-

wendigenSp armaßnahmenwesentliche Veränderungen

eintreten lassen. Jn ihren Grundzügen werden die

Typen erhalten bleiben. Auch die gute bauliche Wir-

kung und die Vorteile der Anlage werden durch die

Einsparungen nicht vermischt werden.

Siedlung und Osthilfe
von Negierungsassessor Emil Pahlke, Geschäftsführer der Treuhandstelle für Umfchuldungs-

kredite der Provinz Ostpreußen.
«

Dieser Vortrag, der am 6. Oktober 1931 in i

der siedlungswissenschaftlichenMonatszusammen- f
kunft der OstpreußischenHeimstättegehalten wurde, ;

behandelt eine der Kernfragen für die Entwicklung I

der QstpreußischenWirtschaft. Wir bringen die i

Ausführungenohne weitere eigene Stellungnahme
Im nächsten Heft werden diese Fragen vom

Standpunkt der gemeinnützigenSiedlungsträger
erörtert werden. D. Schr·

Wer über die Beziehungen zwischen Siedlung und

Ofthilfe, wie sie sind Und wie sie sein könnten, sprechen -

will. muß sich zunächstdarüber klar werden, unter

welch en besonderen Gesichtspunkten diese beiden großen E

Aufgabengebiete zu betrachten sind.
Es mag schwierig erscheinen, allgemeingültige Aus-

führungen über den Zusammenhang dieser beiden

Fragenkomplexe zu geben, weil sie beide unter außer-

ordentlich verschiedenen Gesichtspunkten betrachtet
werden können. Die Wahl der für die einzelne Frage
in den Vordergrund zu stellenden Betrachtungsweise »

hängt naturgemäß weitgehend von der persönlichen T

Einftellung zu der genannten Aufgabe ab, sodaßman

bei einer Erörterung des Zusammenhanges Gefahr f

läuft, agrarpolitische,bevölkerungspolitischeoder sonst f

irgendwie von der politischen Einftellung abhängende
Jdeen mit dem Mantel der Allgemeingültigkeitzu f
umkleiden.

7

Man kann die Siedlung in erster Linie als kolonifa-

torische Aufgabe ansehen mit dem Ziel, die Zahl der

an die Scholle gebundenen Menschen zu vermehren.

Man kann sie andererseits bevölkerungspolitischbe- !

trachten, man kann schließlichihre wichtigste Ziel-
’

setzung in der Beeinflussung der Wanderungsbewe- il
gung sehen.

Ähnlich vielseitig sind die verschiedenen möglichen

Gesichtspunkte bei der Betrachtung der Osthilfemaß-

nahmen. Sie werden weitgehend als eine agrar-

politische Aufgabe mit der Betonung des Politischen
gewertet und zwar teils als Maßnahmen zur Besitz-

konservierung, teils als Maßnahmen zur Veränderung

der gegenwärtigenBesitzverteilung Man kann and erer-

seits die Aufgabe der Osthilfe in der finanziellen

Bereinigung der in der allgemeinen ostdeutschenWirt-

schaft-bestehenden Verhältnisse sehen, man kann sie

schließlichauch in den Rahmen kolonisatorischer Auf-

gaben stellen insofern, als sie die Entwurzelung

schollengebundener Menschen im ostdeutschen Lebens-

raum zu verhindern berufen ist.
Alle diese Auffassungen haben einen richtigen Kern.

Die Entscheidung, welche nichtig ift, kann sich nicht
aus der Erörterung sachlicher Momente ergeben,

sondern wird jeweils von der Haltung des Einzelnen

zu den verschiedenen Fragenkomplexen bestimmt.

Trotzdem glaube ich, daß es eine von dieser persön-

lichen Haltung weitgehend losgelöste Betrachtung-Z-

weise gibt, die zu einer rein sachlichen Unter-

suchung des Zusammenhanges zwischen
Siedlung und Osthilfe führen kann. Es wird

dazu nötig sein, diese beiden großenAufgabengebiete
zunächst ausschließlichnach der tatsächlichenSeite,

d. h. nach der Seite der Auswirkung oder des Er-

folges zu untersuchen.
Es kann jedenfalls unter den heutigen Verhält-

nissen kein Zweifel darüber bestehen, daß beide Auf-

gaben, die weitgehende Eingriffe in die landwirt-

schaftlichen Verhältnisse der Provinz bedeuten, ihre

stärksteund vor allem unmittelbarste Auswirkung auf
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dem Gebiete der Landwirtschaft haben, in ihrer
Durchführung also Maßnahmen agrarpolitischer oder

agrarwirtschastlicher Natur sind.
Wenn man auf Grund dieser Überlegung als

Ausgangspunkt der Untersuchung die Auswirkungen
dieser Maßnahmen auf das agrarische Gebiet wählt,
dann liegt es zunächst nahe, die Siedlung als die

notwendige strukturveränderndeMaßnahme der Ost-
hilfeaktion der besitzkonseroierenden Maßnahme
gegenüber zu stellen. Mir scheint aber, daß eine

solche Problemstellung zu einfach ist und den tatsäch- s
lichen Verhältnissen nicht gerecht wird. Man muß,
um den Boden für die grundsätzlicheBes
des Themas Siedlung und Osthilfe zu find
einen Schritt weiter ins Allgemeine gehen.

prechung
en, noch

Die beiden Arbeitsgebiete Siedlung und Osthilfe Notzeiten. Heutei

i
l

s

sind die wichtigsten unmittelbar wirkenden agrar-s
politischen Maßnahmen unserer Zeit.

ständige Entwertung der Produkte durch staatlichen
Eingriff vermieden werden soll, wobei naturgemäß
auch über diese erste Auswirkung hinaus sich weitere
Folgen ergeben, so sind auf der anderen Seite
Siedlung und Osthilfe zunächsteinmal bestimmt, die
völlige Entwertung der landwirtschaftlichenProduk-
tionsmittel zu verhindern. Dabei ergeben sichzwangs-
läufig auch weitere Folgen.

Der staatliche Eingriff bei Osthilfe und Siedlung
liegt zwar nicht wie bei den Zöllen in Zwangsvor-

öffentliche Mittel zu einem Zinssatz bereitgestellt
werden, der einer laufenden Subventionierung gleich-
zuachten ist. Die Verbilligung des Kredites und die
Verteuerung des Produktes sind zwei Wege zum
gleichen Ziel·

Unter diesem Gesichtspunkt wird man bei den
heutigen ungewöhnlichenNotzeiten zunächsteinmal
die Aufgabe der Agrarpolitik darin sehen
können, den Verfall der ostdeutschenLand-
wirtschaft durch völlige Entwertung der
Produkte und der Produktionsmittel zu
h i n d e r n.

Jn diesen Rahmen sind auch Siedlung und Os-
hilfe einzubeziehen.
reichen verschiedenartigen Gesichtspunkte, die für die
Betrachtung dieser beiden Aufgabengebiete denkbar
sind, lassen sich aus der Diskussionausscheiden, weil
die Größe der gegenwärtigen Not die Probleme
komprimiert und die an sichmöglicheweitgehende
Differenzierung in der Problemstellung durch den
ihr innewohnenden Zwang beiseite schiebt.

Aus dieser Formulierung der Aufgabe könnte zu-
nächstgeschlossen werden, daß sowohl die Siedlung
als auch die Osthilfe in einer hemmungslosen Er-
höhung der Bodenpreise ihr Ziel sehen müßten.
Denn eine solcheErhöhung würde ja den durch die
Entwertungdrohenden Verfall am einfachstenhindern.
Dem stellen sich indessen andere Notwendigkeiten
entgegen· Der Zusammenhang zwischen dem Wert
der Produkte und dem Wert der Produktionsmittel

Die eingangs erwähnten zahl-
E

Wie aus der
einen Seite mit der Einführung von Zöllen die voll-

r

l

53

ist gerade auf dem Gebiet der Landwirtschaft soviel
erörtert, daß sich weitere Ausführungen darüber er-

übrigen. Daraus ergibt sich für die Erhöhung oder
Stabilisierung des Bodenpreises eine zwangsläufige
Grenze, und es wird nur darauf ankommen, diese
Grenzziehung wirtschaftlich richtig zu finden. Aber
ein anderes ergibt diese Problemstellungautomatisch:
Die Frage der Vesitzkonservierung oder
der Strukturveränderung kann in den
gegenwärtigen Zeitläuften in erster Linie
nur interessieren in der Beziehung zum
Werte der Produkte und der Produktions-
mittel. Die davon losgelöste allgemein-politische
oder sonstwie geartete Betrachtung kann in ruhigeren
Zeiten«Platz haben, nicht aber in den gegenwärtigen

st die Frage, ob Strukturänderung
oder Besitzkonservierung,-eine Frage des Weges,
nicht eine Frage des Zieles.

Das Ergebnis der bisherigen Uberlegungen geht
also dahin, daß die Untersuchung der Beziehungen
zwischen Siedlung und Osthilfe ausgehen muß von
der Wertung dieser beiden staatlich finanzierten
Maßnahmen als agrarpolitische Maßnahmen
mit der Wirkung einer weitgehenden Beein-
flussung der Vodenpreise.

Aus diesen hier entwickelten Gedankengängenher-
;

aus soll zunächstuntersucht werden, wie sich in denschriften, liegt aber grundsätzlichähnlichinsofern, als
I

letzten Jahren, d. h. vorwiegend etwa von 1927 an,
die Siedlung und die Osthilfe tätsächlichausgewirkt
haben.

Die Periode der forcierten Kreditgewährungzur
stärkeren Jntensivierung hat im wesentlichen mit dem
Jahre 1926 ihren Abschlußgefunden. Schon in den
Jahren 1925X26 wurden Stimmen laut, die die
unheilvollen Auswirkungen der Psychose immer um-

fangreicherer Kreditierung voraussagten und eine
Änderungder allgemeinen landwirtschaftlichenKredit-
politik verlangten. Viel zu spät setzte sich die Er-
kenntnis durch, daß der eingeschlagene Weg falsch
war. Diese Periode ist gekennzeichnet und nur zu
erklären aus dem Fortbestand der Vorkriegsanschaus
ungen über den Bodenwert und seine EntwicklungIm Grunde hat diese Periode nicht infolge bessererErkenntnis ihren Abschlußgefunden, sondern infolge
von auftretenden Geldschwierigkeitenund der Er-
reichung der kaufmännischobersten Grenze der Kredi-
tierungsmöglichkeiten.

Erst im Jahre 1928 hat allmählichund zwar mit
einer noch heute staunenswerten Langsamkeit die Er-
kenntnis breiteren Raum gewonnen, daß die Kredit-
gewährung nicht nach absoluten Vermögenswerten,
sondern nach der Rentabilität zu orientieren sei. Das,
was für den gewerblichen Kredit im allgemeinen
schon lange galt, hat für den landwirtschaftlichen
Kredit noch bis heute sich nicht voll durchgesetzt.Das ist eine Schwerfälligkeitgeistiger Entwickelung,
die nur daraus zu erklären ist, daß das Jrreguläre
der Vorkriegs-Bodenpreisentwickelungnicht rechtzeitig



Und teilweise noch heute nicht genügend erkannt

worden ist.
Die Langsamkeit, mit der nahezu der gesamte

landwirtschaftlicheKreditapparat sichdaran gewöhnte.
«

den landwirtschaftlichen Kredit nach Nentabilätsge-
"

sichtspunkten anstatt nach angeblichen absoluten Ver- mal geschaffenen oder erhaltenen Bodenwerte.

mögenswerten zu orientieren, hat ihre unheilvollste
Auswirkung in der gesamten Konstruktion der Ost-
hilfe gefunden. Auf Grund der Notverordnung vom

Ende des Jahres 1927 wurde zunächst für Ost-
Preußen, dann ähnlich für die meisten übrigen Pro-
vinzen eine Umschuldungsaktion in Lauf gesetzt, die

ihrer Konstruktion nach den Kredit auf Grund der

Feststellung absoluter Werte vermittelte. Der geringe
Umfang dieser Aktion in den übrigen Provinzen ver-

«

hinderte dort das Auftreten ernsthafter Konsequenzen.
In Ostpreußen dagegen, dem allmählich bis zu fast
100 Millionen Mark an Umschuldungsmitteln zuge-

geführt wurden, zeigten sich bereits bald die bedenk-

lichen Folgen der falschen kreditpolitischen Einstellung.
Der Provinzialkreditausschuß,ein Gremium von

sehr zahlreichen Köpfen, bewilligte die Umschuldungs-
hypotheken auf Grund von Taxen, die teils älteren

Datums und dann zumeist von der Landschaft, teils

ad hoc aufgestellt waren und dann manchmal nicht
nur nach der Entstehungsursache als Zwecktaxen be-

zeichnet werden mußten. Eine Belastung bis zu

600Jodes Taxwertes war nach den Nichtlinien zu-

lässig und galt — man möchte sagen: grundsätzlich
— als tragbar. Gewiß war nach den Nichtlinien
die Frage zu prüfen, ob nach Gewährung der Um-

schuldungshypothek ein gesicherter Fortbestand des

zu beleihenden Betriebes gewährleistet erschien, doch
wurde diese Prüfung nahezu ausschließlichvon der

örtlichen Kreditkommission vorgenommen, die ihrer-
seits, ebenso wie der Provinzialkreditausschuß,aufs
stärkstebeeinflußt war von der berühmt gewordenen
60 0Z-Grenze. Praktisch hat die Frage der Renta-

bilität nahezu gar keine Rolle gespielt. Die Be-

willigungen richteten sich nach dem Prozentsatz der

Verschuldung
Diese Feststellung soll hier nicht einen Vorwurf

gegen die an der Kreditgewährung Beteiligten ent-

halten, sondern beschränkt sich zunächstlediglich auf
die Feststellung, daß auch die Umschuldungsaktion
des Jahres 1928 noch immer unter der falschen
kreditpolitischen Einstellung gestanden hat, die die

Kreditgrenze nach absoluten Werten anstatt nach
Nentabilitätsgesichtspunktenbemaß.

Die Folge dieses Verfahrens war, daß irgendeine
Regulierung der Bodenwerte auf das zwangsläufige i

Verhältnis zu den Werten der erzeugten Produkte,
demnach zur Rentabilität, nicht stattfand, daß also
bei hochverschuldeten Betrieben nicht Akkorde und

Moratorien durchgeführt, sondern hohe Beleihungen
vorgenommen wurden. Jnsofern muß die Um-

schuldungsaktion des Jahres 1928 als eine Aktion

betrachtet werden, die die Bodenpreise stabilisierte
oder sogar erhöhte, ohne zu fragen, ob eine solche
Erhöhung wirtschaftlich vernünftig sei.
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Dieses Verfahren führte zur Investierung aller-

größter Geldbeträge durch die öffentliche Hand in

die landwirtschaftlichen Großbetriebe und damit zur

gefährlichen Schaffung eines fiskalischen Interesses
an der Erhaltung dieser im Jahre 1928 nun ein-

Die weitere Entwicklung kann in aller Kürze ge-

streift werden. Bedenken, die gegen die Beleihungen
des Provinzialkreditausschusses laut wurden, führten
zur Erörterung von Plänen, einen staatlichen Kommissar
einzusetzen; diese Pläne führten weiterhin schließlich
zur Einsetzung des Staatskommissars zur Stützung
des ostpreußischenGütermarktes, der neben einer

weitgehenden Mitwirkung bei der Umschuldung auch
noch anderweite Aufgaben erhielt, die sich in der

unglücklich gewählten Amtsbezeichnung ausdrücken.

Mit Schaffung des Staatskommissariats wurde ers-
malig der Versuch gemacht, die Beleihung auf Grund

individueller Betriebs- und Nentabilitätsprüfungen
durchzuführen Wir stehen den Dingen noch zu nahe,
als daß es heute schon möglich wäre, über den

Erfolg dieser Maßnahme zu sprechen. Jch möchte
daher die Entscheidung über den Erfolg dieser Um-

stellung der Zukunft überlassen. Darauf muß aller-

dings hingewiesen werden, daß eine radikale Ände-

rung des Verfahrens durch das Gesetz vom Mai 1929

nicht vorgenommen wurde, und daß aus diesem
Grunde auch eine radikale Änderung der bisher an-

gewandten Grundsätze nicht durchführbar war. Die

Mitwirkung des Staatskommissars im Umschuldungs-
verfahren war die Einschaltung eines gewissen korrek-

tiven Elementes, nicht die grundsätzlicheUmstellung
auf neue Gesichtspunkte.

Die Osthilfe des Jahres 1930 fährt in ihrer Arbeit

ähnlich fort wie der Staatskommissar. Sie hat aber

die Fesseln des früheren Verfahrens im wesentlichen
abgestreift.

Die Auswirkungen d er Umschuldungsaktion von 1 92 8

bis heute sind also darin zu sehen, daß einerseits
die Tendenz zur Erhöhung, mindestens
aber hohen Stabilisierung des Boden-

preises unterstützt, und das andrerseits
eben durch die Umschuldung auf einer der-

artigen Basis ein fiskalisches I nteresse
an der Erhaltung der einmal festgelegten
Bodenwerte geschaffen wurde. Das ganze

Umschuldungsverfahren unter den allgemeinen Ge-

sichtspunkten der landwirtschaftlichen Kreditpolitik ist
der nunmehr hoffentlich letzte Nest jener alten ver-

fehlten Anschauungen, die den landwirtschaftlichen
Kredit nach absoluten Werten zu orientieren ver-

suchten.

Auf dem Gebiete der Siedlung ist bei Unter-

suchung ihrer Auswirkungen unter den einleitend

genannten allgemeinen Gesichtspunkten ebenfalls vor-

wiegend die Zeit von 1926 oder 1927 bis 1930

zugrundezulegen. Es ist allgemein bekannt, daß der

Gütermarkt in Ostpreußen für größere Betriebe im

sie-»s-

-.

-



,-
Laufe dieser Zeit immer schlechter wurde, und daß f größterfinanzieller Not des Staates allergrößteschon im Jahre 1928 für Betriebe von 1000 Morgen Betrage an Gutseigentumerausgezahltwurden,dieund mehr in den meisten Gegenden der Provinz ein nicht durch die wirtschaftliche Lage ihres Betriebes,freihändiger Umsatz so gut wie garnicht mehr in s sondern durch die Aussicht auf den Barerlos zumFrage kam. Die einzigen ernsthaften Käufer waren

l

Verkauf ihres Gutes bestimmt wurden. Gleichzeitigdie Siedlungsgesellschaften. Ihre Tätigkeit auf dem mußten andere siedlungsgeeignete Betriebe durchGebiete des Ankaufs hatte die Auswirkungen, die : die Versteigerung gehen und die Gläubiger dabei ihrzwangsläufig eintreten, wenn nur ein Käufer auf I Geld verlieren. Es ist heute unverständlich,wie maneinem Markt von starkem Angebot auftritt. Die j zwei große mit öffentlichemGeld finanzierte, zumSiedlungsgesellschaften bestimmten unter Mitwirkung ; mindesten in ihrer Auswirkung agrarpolitische Maß-der Landeskulturverwaltung den Preis landwirtschaft- nahmen hat nebeneinander laufen lassen können,licher Großbetriebe. Auch diese Preisbestimmung
’

ohne mit der einen die andere zu erleichtern und zuwar immer noch weitgehend beeinflußt von dem verbinden.
alten Glauben an den absoluten Wert des-Grund Der erste Versuch einer Verbindung wurde 1929und Bodens. Allerdings besteht »be·ider Siedlung gemacht» als dem Staatzkomsnjssarzur Stützung desein sehr Viel engerer und zwangslauftgerZusammen-

» ostpreußischenGütermarktes das Recht der Ankaufs-hang Mit NentabilitatszageniWeil der Verkaufs- genehmigung für Siedlungsobjekte übertragenwurde.preis der fertigen Siedlerstellensich nahezu aus- Leider ist von dieser Einrichtung ein verhältnismäßigschließlichnach der Tragbarkeltder aus dein Preis geringer Gebrauch gemacht worden, weil sich sehrsich ergebenden Nente richtet- Auch hier haben aber- s bald herausstellte, daß der Gedanke einer umfassendenbeeinflußt ebenfalls Von der Vorstellung des absoluten Gütermarktstiitzung,der der Schaffung des Staats-Bodenwertes, alan dptilnistischeAuffassungen ge- kommissariats zugrunde gelegen hatte, zu erheblichenherrscht und danut eine Regulierungder Ankaufs-Teilen falsch war. Immerhin sind in den beidenpreifefverlnndertJni ubrIgen hat Man die Siedlung letzten Jahren Ankaufe zu Siedlungszwecken mitals eine AusgabeeigenerArt»angesehen,·v·orallem
s hohen Barauszahlungen an die Verkaufer nur nochals eine kdldnisatdrische-»belelerungsPdlItIscheund s in solchenFällen vorgenommen, bei denen ein GrundwanderungspolitischeAusgabe. nicht aber — oder sgefunden wurde, der den Ankan als notwendig er-jedenfalls wesentlich zu wenig — als eine Aufgabe s scheinen ließ. Ader auch darüber kann meiner Auf-der allgemeinen Agrarpolitik«

fassung nach kein Zweifel sein, daß in diesen ZeitenErst im letzten Jahre jft die Erkenntnis durchge- die Jnvestierung staatlicher Mittel auch zur Ermög-drUngen- daß es falsch Ist- sich deni Absinken der lichung barer Erbauseinandersetzungenund dergleichenGuterpreise In den Weg zu stellen- d. h- die Er-
snicht gerechtfertigt ist, daß diese Mittel vielmehr aus-kenntnis- daß Vadenpreis und Rentabilität un-
s schließlichkonzentriert werden müssenauf den Auffanglösbar Mit einander Verbunden sind- und daß daher ’

derartiger Betriebe, die ohne ihren Ginsatz dem lang-der Ankaufspreis als Ausdruck des Baden- samen oder schnellen Verfall entgegengehen.wertes des Großbetriebes nicht nur der zu-
künftigen Rentabilität der Siedlerstelle, So.kann zufammenfaispndüber Pie.Entwickelungsondern auch der gegenwärtigen Renta- der Siedlung gesagt werden, daß sie in Verfolg des
bilität des Großbetriebes Rechnung tragen falschenGlaubens an ahspluteBohenihertad'h·muß« letztlich·in Verfolg von Vorkriegsirrtumernneine

Die völlige Herauslösungder Siedlung aus dem Seahsastewngher Podenpreaeauf emer Basis er-
allgemeinen Agrarhilfsprogramm zeigt sich am besten moghehthats die wir heute als falsch erkennen- Und
darin, daß noch in den Zeiten, in denen man den daß lle .Iede.EmschaltunaFa. den ZusammenhangZusammenbruchdes Gütermarktes,d. h. den völligen staathchfmanzlerter agrarpohhscher Maßnahmen hatZusammenbruchdes Preisniveaus für landwirtschaft- Vermissen lassen·
liche Großbetriebe durch staatliche Maßnahmen zu Siedlung und Osthilfe haben also bis in diesesverhindern trachtete, der doch ebenfalls staatlich Jahr hinein Tendenzen verfolgt, die wir, wenn nichtfinanzierte Ankan zu Siedlungszweckenvon dieser schonfrüher,dannausdenLehren,diederSommer 1931Aufgabe vollständiggelöst blieb. Umschuldungund uns gebracht hat, als falsch bezeichnenmüssen. BeideSiedlung waren zunächstzwei miteinander überhaupt haben sich ausgewirkt als Bodenpreiserhöhung,beidenicht verbundene Gebiete.

sind noch bis zum vorigen Jahr weitgehend beein-DieFolge dieses schon sehr frühzeitigvon mehreren flußt von Vorkriegsirrtümernund von fehlerhaftenSeiten geriigten Konstruktionsfehlers war, daß die kreditpolitischenAnschauungen. Erschwerend kommtSiedlungsgesellschaftendie landwirtschaftlichenBe- hinzu, daß die Osthilfe ein fiskalisches Interesse antriebe lediglich unter siedlungstechnischenGesichts- ; der Erhaltung der erhöhten Bodenpreise geschaffenPunkten zum Ankauf aussuchten, ohne dabei Rücksicht-hat, das zahlenmäßig ausgedrückt Millionenbeträgeauf die mit jedem Kauf ausgeübte Einwirkung auf ausmacht. Beide haben schließlichohne jeden Zu-den Gütermarkt zu nehmen. Die Großzügigkeit l sammenhang nebeneinander die großen Geldbeträgestaatlicher Stellen ging soweit, daß in Zeiten des s in der ostpreußischenWirtschaft investiert. Gs gilt,völligenStagnierens des Gütermarktes und in Zeiten s für die Zukunft aus diesen Feststellungenzu lernen.
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Wenn bisher die Ausführungen über

Siedlung und Ofthilfe sich auf eine Kritik
an der Entwickelung der letzten Jahre be-

schränkt haben, so geschieht das deshalb,
weil die positiven Seiten, über die keine

Meinungsverschiedenheit besteht, solange
nicht hervorgehoben zu werden brauchen, als
es darum geht, aus den Fehlern der Ver-

gangenheit zu lernen, und das ist die Ver-

anlassung der bisherigen Ausführungen.
Die grundsätzlichen Fehler müssen erkannt

werden, wenn wir heute — und zwar leider

erst heute — dazu kommen wollen, die

knappen Geldmittel, die in den nächsten
Jahren noch zur Verfügung stehen werden,
wenigstens dahin zu leiten, wo mit ihnen

Eieräußerstmögliche Nutzen erzielt werden
ann.

Die erste und wichtigste Frage, die sich aus den

Vergangenen Fehlern für die zukünftige Arbeit er-

gibt- ift die Frage nach der notwendigen Haltung
gegenüber dem Bodenpreise.
»

Im Rahmen dieses Vortrages soll völlig die

Uberlegung außer Betracht bleiben, ob aus Gründen,
die außerhalb der Zusammenhänge von Osthilfe und

Siedlung liegen, eine Bodenpreissenkung notwendig ist.
Ich beschränkemich alfo bewußt auf Folgerungen
aus der Entwicklung dieser beiden Aufgabengebiete.

Die Bodenpreisfrage liegt für die Osthilfe und

für die Siedlung insofern nicht ganz einheitlich, als
die Siedlung zwangsläufig den Zusammenhang mit

Rentabilitätsfragen hat, nämlich abhängig ist von

der Tragbarkeit der Rente der auszulegenden Siedler-
stellen. Der Zusammenhang der Ofthilfe mit den

Fragen des Bodenpreises und der Rentabilität geht
dagegen nur auf bankmäßigeüberlegungen zurück.

Nach den bisherigen Ausführungen bedarf es

keines weiteren Beweises, daß eine Senkung des

Bodenpreifes und damit eine allmähliche Einftellung
auf Rentabilitätsfragenauch bei der Bodenbewertung
notwendig ist. Auch die Siedlung wird bei Ankäufen
zu Siedlungszwecken das Verhältnis zwischen Boden-

»

preis und Rentabilität bei dem Großbetriebe nicht »

außer acht lassen dürfen, wird also, selbst wenn

Möglichkeiten zur ausreichenden Verringerung der
Renten bestehen, doch eine überhöhung von Boden-
preisen ablehnen müssen, da sonst durch die Ankaufs-

«

tätigkeit und die darin liegende Marktbeeinflufsung
eine Entwickelungstendenz in den Grundstücksmarkt

gebracht wird, die für den Großbetrieb wirtschaftlich
falsch ift.
Daß für die Osthilfemaßnahmengenau das gleiche,

nur noch in verstärktemUmfange, zu gelten hat, bedarf
»

keiner Ausführungen. Inwieweit die heute der Um-

schuldung zugrundegelegte Bewertung diesen über- s
legungen entspricht, soll hier nicht untersucht werden. «

Wenn aus diesen Ausführungen eine sehr starke ,
Tendenz in der Richtung auf die Bodenpreissenkung s

entnommen werden kann, so muß demgegenüberfest-
gestellt werden, daß diese Gedankengänge eine

.
:
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Einschränkung erfahren bei Berücksichtigung der

Tatsache, daß nun einmal die Osthilfemaßnahmen
der Jahre 1928 bis 1930 ein außerordentlich
starkes fiskalisches Interesse an der Stabilifierung der

Bodenpreife geschaffenhaben. D i e s es fi skalisch e

Interesse bringt die öffentliche Hand in

die unangenehme Lage, zwischen dem

Interesse des Gläubigers und dem

Interesse des Agrarpolitikers oder

Wirtsch aftspolitikers wählen zu müssen.
Auch hier wird, wie meift bei derartigen Gegensätzen,
der Versuch gemacht werden müssen,einen Mittelweg
zu finden. Man wird wegen des wirtschaftspolitischen
Interesses am Bodenpreis alle diejenigen Maßnahmen
restlos ausschöpfenmüssen,die geeignet find, den er-

ftrebten Erfolg zu erreichen, ohne mehr als unbedingt
notwendig gegen das fiskalische Interesse am Boden-

preis zu verstoßen.
Praktisch ausgedrückt heißt das, daß der Weg

zur Verbilligung nicht allein gesucht werden darf in

der Senkung des Ankaufspreises für den Grund und

Boden, sondern daß alle daneben möglichenWege zur

Verbilligung der Siedlung beschritten werden müssen,
ja daß sogar ohne reftlofe Ausschöpfung dieser Mittel
eine Senkung der Bodenpreise unzulässig erscheint.

Diese zusätzlichenanderweiten Maßnahmen liegen
zunächst in der Ausfchaltung aller vermeidbaren

Zwischengewinne, einerlei ob echter Siedlungsgewinne
oder Zinsgewinne, und sodann in der größtmöglichen
Verbilligung der Gebäude.

Über die Frage der Zwischengewinne, d. h. im

wesentlichen der Gewinne der Siedlungsträger, ist im

Laufe des letzten Jahres verhältnismäßig viel ge-

sprochen worden. Es würde im Rahmen dieses Vor-

trages zu weit führen, auf Einzelheiten dieser Frage
einzugehen. Feftgestellt soll nur der Grundsatz werden.

daß jeder Gewinn von Siedlungsgesellschaften ein Er-

trag iit, der letzten Endes durch die Bereitstellung sehr
ftark verbilligter öffentlicherGelder ermöglicht wird,
d. h. alfo ein Gewinn auf Kosten der öffentlichenHand
oder vielleicht auf Kosten der Siedler. Dieser Grund-

satz muß einmal mit aller Schärfe ausgesprochen
werden, weil aus diesem Gebiet in der kommenden

Zeit manches geändert werden muß.
Eine weitere grundsätzlicheErörterung ist in diesem

Zusaxxinex nötig. Ex-, Ist sich Licht-IF daß die

Tüchtigkeit des Siedlungsuntesrnehmers den Gewinn
vermittelt. Dazu ift aber zu sagen, daß die öffentliche
Hand ihre finanziellen Hiler eben nur dem Tüchtigften

2 zur Verfügung stellen dürfte, daß also die Bedingungen
: des Siedlungsgeschäftes nur nach den Fähigkeiten der

besten Unternehmer bestimmt werden dürften· D i e

Auswahl der Fähigen, die schon
privatwirtschaftlichweitgehend selbs-
verständlich ift, wird mit umso größerer
Schärfe da notwendig, wo die öffent-
liche Hand als Geldgeber auftritt.

Die Ausschaltung vermeidbarer und nicht gerechv
fertigter Gewinne ist nur eines jener Mittel, defsen
Einsetzung die öffentlicheHand verlangen muß, bevor



man der Senkung der Bodenpreise nähertritt. Auch ;
im Verfahren selbst liegen Einsparungsmöglichkeiten,;
die eine Nentensenkung schon ohne Bodenpreissenkung
möglich machen. Ich denke hier in erster Linie an die

Gebäudekosten. Man hat es im Anfang dieses Jahres
für eine große Tat angesehen, daß die Gebäudekosten
einer 60-Morgen-Stelle um einige tausend Mark ge-

senkt werden konnten. Inzwischen haben wir uns an

den Gedanken gewöhnt, daß von den jetzt zulässigen
Gebäudekostennoch weiter zum mindesten ein Drittel s

gestrichen werden muß und gestrichen werden kann,
ohne dadurch die Ordnungsmäßigkeit der Stelle zu

beeinträchtigen Inzwischen hat sich auch der Ge-

danke durchgesetzt, daß in ganz anderer Weise als bis-

her die alten Gebäude — wieder ohne den früher
gerade hier möglichen Gewinn — oerwertet werden s

müssen.
Es ist jetzt, um einen allgemeinen Gedanken einzu-

schalten, vielleicht ein schlechter Augenblick, über die

bisherigen Fehler der Siedlung zu sprechen, weil die

Entwicklnng, die dieser Sommer gebracht hat, Ge-

danken allgemeiner Anerkennung hat finden lassen,
die bis dahin noch als äußerstproblematisch galten. Es

ist also, wenn man so will, entweder zu früh oder zu

spät, sich über diese Dinge zu äußern, und insofern
beschränkt sich ein Teil meiner praktischen Ausfüh-
rungen darauf, die Notwendigkeit dessen zu vertreten.
was bis zum Anfang diesen Jahres umstritten war,

jetzt aber im Laufe der letzten Monate weitgehende
Anerkennung gefunden hat.
Daß auch in der übrigen Durchführung des Ver-

fahrens Ersparnismöglichkeiten liegen, soll nur kurz
erwähnt werden· In den Vordergrund tritt gerade
in der letzten Zeit das Problem des freiwil-
ligen Arbeitsdienstes, das im Rahmen
dieses Vortrages nur kurz gestreift werden kann. In

diesem Zusammenhang interessiert nur die eine Frage,
wem die erzielbaren Einsparungen zufließenmüssen.
Da die völlige Ausschöpfung der Ersparnismöglich-
keiten, wie ich vorher ausführte, gefordert werden

«

muß, um so wenig als möglich gegen das aus der

Umschuldung stammende Interesse der, öffentlichen
Hand am Bodenpreis zu verstoßen, kann in diesem
Fall neben der Zuweisung der Ersparnis an den

Siedler in Gestalt der Nentenverbilligung auch eine

Unmittelbare Zuweisung an die öffentlicheHand in

allen Fällen gedacht werden, in denen diese als

Gläubiger der Umschuldungshypothek Nutznießer der

Erlössteigerung ist. Die Entscheidung der Frage
hängt davon ab, ob der freiwillige Arbeitsdienst bei

der Besiedlung umgeschulter Betriebe besonders stark
eingesetzt werden kann. Dies ist grundsätzlichmit

aller Entschiedenheit zu befürworten Ich habe bei
«

en Folgerungen, die von der Siedlung aus i

genblskMigenFehlern gezogen werden müssen,nicht

Z

ie Notwendigkeiteiner engeren Verbindung zu den

Maßyahmender Osthilfe genannt. Diese Gruppierung ?

Ist W Vorbedachtgewählt. Ich möchte eher um-

gikehrtfagen- daß die an der Ofthilfe betei-k
llgten Stellen ihrerseits den Fehler gemacht ?

haben, nicht dafür zu sorgen, daß die

Siedlung in eine engere Verbindung zu
den Osthilfemaßnahmen gebracht wurde,
und daß es daher als Aufgabe dieser
Stellen angesehen werden muß, den bis-

her gemachten Fehler schnellstens zu besei-
tigen.

Wie kann nun die Verbindung zwischen der

praktischen Osthilfe und der Siedlung aussehen-
wenn man die Frage von der Osthilfe aus be-

trachtet?
Zunächst muß schon nach den bisherigen Aus-

führungen der Ankan zu Siedlungszwecken so regu-
liert werden, daß die in ihm liegende Marktbeein-

flussung gleichzeitig zu einer Entlastung unter dem

Gesichtspunkte der Osthilfe wird. Es muß also zu-

s nächst unter allen Umständen ausgeschlossen sein,
daß Betriebe zu Siedlungszwecken gekauft werden,
die gering verschuldet und gut im Stande sind-
wenn zur gleichen Zeit oder jedenfalls für die gleiche
Siedlungsperiode Siedlungsland verfügbar ist, das

zu Betrieben gehört, die dem Zusammenbruch ent-

gegengehen. In diesem Rahmen erscheint mir noch
eine weitere Gruppierung erforderlich. Die öffent-
liche Hand als Großfinanzierer der Siedlung muß
unter allen Umständen Wert darauf legen, daß in

erster Linie diejenigen Betriebe der Siedlung zuge-
führt werden, an denen sie selbst finanziell inter-

essiert ist, d. h. also die umgeschuldeten Betriebe.

Nach den bisherigen Feststellungen der Treuhand-
stelle werden bis zum nächstenFrühjahr sehrerheb-
liche Flächen siedlungsfähigen Landes von umge-

schuldeten Betrieben zur Besiedlung kommen müssen.
Diese setzen sichzusammen aus denjenigen Betrieben,
deren Zusammenbruch bis zu dem genannten Zeit-
punkt mit Sicherheit zu erwarten ist, weiter aus

denjenigen, bei denen eine freihändige Besiedlung
jetzt noch möglich ist, binnen kurzem aber wegen

Uberschuldung ausgeschlossen sein wird, und schließ-
lich aus denjenigen, die durch eine teilweise Ver-

siedlung hinsichtlich des Nestbetriebes saniert werden
können.

Wenn in diesem Herbst diese Flächen und die

Ländereien, die noch in der Hand von Siedlungs-
unternehmern sind, der Besiedlung zugeführt werden,
dann wird vielleicht schon das äußerste dessen er-

reicht werden, was im nächsten Jahre überhaupt
besiedelt und finanziert werden kann. Wenn eine
weitere Auswahl in Frage kommt, dann ist auch
dabei die Zusammengehörigkeitvon Siedlung und
Osthilfe unter allen Umständen zu berücksichtigen-

Es muß also auch bei der Beschaffung weiteren
Landes vor allem darauf gesehen werden, nur solche
Betriebe von Siedlungsträgern ankaufen zu lassen,
die bereits in nächster Zeit den Markt zu belasten
drohen.
Über die Auswahl des zur Siedlung kommenden

einzelnen Objektes hinaus sind von der öffentlichen
Hand noch weitere Forderungen zur Förderung der

Osthilfe zu stellen. In erster Linie muß mit dem



bisher jedenfalls praktisch aufrechterhaltenden Grund- j Diese Teilsiedlung muß so gehandhabt werden,
fatz gebrochen werden, daß nur oder nahezu nur sdaß der äußerst erzielbare Erlös dem Gutseigen-
Großbetriebe in einem Gesamtkomplex der Siedlung s tümer zufließt. Dies geschieht nicht, wenn Teil-
zugeführt werden. Die Teilsiedlung ist unter Os-

«

flächen des Betriebes an Siedlungsgesellschaften ver-

hilfegesichtspunkten eine der wichtigsten Aufgaben. · kaust und im normalen Siedlungsverfahren verwertet

DiesesVerfahren ist zweifellos wesentlich komplizierter werden. Das Teilsiedlungsverfahren ist in wirklich
als die Besiedlung eines größeren Gesamtobjektes. zweckmäßigerWeise nur denkbar als eigene Siedlung
Es gibt aber auf der anderen Seite die Möglichkeit, des Eigentümers unter Beratung eines Siedlungs-
durch rechtzeitiges Eingreifen den Zusammenbruch

T
trägers, der gleichzeitig mit der technischen Durch-

von Betrieben zu verhindern und wird in einer führung beauftragt wird. Neben der Anliegersiedlung
ganzen Reihe von Fällen auch dazu führen, daß die E und der Teilsiedlung, manchmal auch selbständig und

Hingabe Von schlecht gesicherten Umschuldungshypo- ; Von beiden losgelöft, muß die Auslegung von Land-
theken durch Besiedlung von Teilen der Betriebe J arbeitereigenheimen weiter ausgebaut werden. Sie
ersetztwird, daß also eine Erhöhung des Engagements ist im Sanierungsinteresse überall da anzustreben,
der öffentlichenHand bei den Umfchuldungshypo- wo die Betriebe mehr als notwendig über Inst-
theken vermieden wird. wohnungen verfügen. Die Entwicklung der oftpreußi-

An dieser Stelle muß eine grundsätzlicheBemerkung schen Großbetriebe zur arbeitsextensiven Wirtschafts-
über die Sanierung durch Siedlung und die Sanie- form hat Instwohnungen bereits jetzt in großem
rung durch Kreditgewährung eingeschoben werden. I Umfange überflüssig gemacht. Die Entwickelung wird
Der Grundgedanke der Umschuldung ging dahin, den in dieser Richtung noch wesentlich weitergehen, so-
Betrieben durch Konsolidierung der schwebenden Ve -- daß ein Weg, der Hilfe für den Arbeiter und Hilfe
bindlichkeiten einerseits und durch Herabsetzung des für den Großbetrieb durch Nealifierung sonst toter -

Zinssatzes für diese Verbindlichkeiten andererseits Vermögenswerte bedeutet, unbedingt ausgebaut
verbesserte Nentabilitätsaussichten zu geben. Dieser werden muß.
Grundgedanke war bei strenger Auswahl der umzu- Ich bin damit am Ende meiner Ausführungen.
schuldenden Betriebe Vielleicht richtig. Es ist aber Das Ziel dieses Vortrages ging dahin, die Fehler
ohne Zweifel ein Fehler, Von der Schuldenkonsoli- aufzuzeigen, die Von der Siedlung und der Ofthilfe
dierung und der Zinsherabfetzung allzuviel zu er- in den letzten Jahren unter dem Gesichtspunkt des
warten. Man hat bei der Umschuldung in Os- Zusammenhanges dieser beiden Aufgabengebiete ge-

preußen Von vornherein wesentlich zuviel Von diesem macht worden sind, und daran Fingerzeige über das

Verfahren erhofft. Dieser Fehler hat sich in ver- aufzuweisen, was aus diesen Fehlern gelernt werden

stärktem Maße gezeigt, als die allgemeinen Renta- muß. Meine Ausführungen über die praktischen
Vilitätsbedingungen für die landwirtschaftlichen Be- Folgerungen konnten daher nur Andeutungen über

triebe sich weiter verschlechterten. Man muß heute das enthalten, was in der nächsten Zeit wird ge-

arundsätzlichsagen, daß die Sanierung durch Kredit- schehen müssen. Wichtiger als diese Hinweise ist
aewährung eine außerordentlichfragwürdige Ange- mir die Feststellung der begangenen Fehler; denn

legenheit ist, ein Verfahren, Von dem zum mindesten ich bin überzeugt, daß diejenigen, die in Ostpreußen
nur dann Gebrauch gemacht werden sollte, wenn in der Siedelung und in der Osthilfe maßgeblich
bessere Sanierungsmöglichkeitennicht vorhanden sind. mitarbeiten, die Wege finden werden, die in Zukunft
Wesentlich sicherer wirkt die Sanierung durch Ver- begangen werden müssen, wenn nur erst einmal die

wertung der verwertungsfähigen Substanz, d. h., da Grundlagen für die gemeinsame Arbeit unter dem
überinventar nicht Vorhanden zu sein pflegt und einheitlichen Gesichtspunkt der agrarischen Hilfsmaß-
Waldeinschlägebeider gegenwärtigen Lage des nahmen gefunden sind. An die praktische Lösung
Holzmarktes sich verbieten, durch Verkauf von Land der in diesem Vortrage angeschnittenen Fragen heran-
und von Gebäuden. Beides ift möglich durch die zugehen, ist die nächsteAufgabe aller derer, die sich
Teilsiedlung. « mit Siedlung und Osthilfe befassen.

Wie urteilt die Praxis über den »freiwilligen Arbeitsdienft«?
I. Der Träger der Arbeiten

Von Affefspr Dr- F e r d i n a n d N e u m a n n
,

Leiter der Abteilung für Wirtschaftsfragen bei der Oftpr. Heimstätte.

Im Spiegel der öffentlichenMeinung beobachten kehren begeistert in ihre Redaktionsstube zurück und
wir das Werden einer neuen Bewegung Von geschicht-

»

Verkünden die neue Idee, die von den gefunden Kräften
licher Bedeutung. »FreiwilligerArbeitsdienst«lautet unseres arbeitenden Volkes ausgeht. Mit Bild-
in Vielen Abwandlungen die überschrift Sonder- Ematerial schmückensie ihre Aufsätze. Was zeigen
berichterftatter, die von großen Tageszeitungen in i sie uns? Pioniere der Arbeit! Auf diese Weise
die Arbeitslager der Freiwilligen entsandt werden, f festgehaltene Arbeitsvorgänge können wir zwar in

58



ähnlicher Gestalt überall sehen, aber dennoch sind
die Bilder berechtigt. Denn in ihnen ist der frucht-
barste Moment unseres krisenhaften Wirtschafts-
geschehens festgehalten: die Selbstbesinnung der

Massen!
Das Recht des Volkes auf Arbeit wandelte sich

in einen Anspruch auf Geldunterstützung Den Be-

rechtigten gefiel der Ged anke, weil er eine Erweiterung

ihrer Rechte brachte. Die Organe des Staates hinderten
die Entwicklung nicht. Plötzlichwollte jeder einzelne
vom Staate leben. Um diesen Anspruch praktisch durch-

zusetzen, reiht er sich in mächtige Organisationen ein,
die oft, um ihre Schlagkraft zu erhöhen, nicht einmal

an den Grenzen der Nationen Halt machen, sondern
in internationaler Verbundenheit ihre Wirtschaftsfor-
derungen zur Geltung bringen. Arbeitnehmer- und

Arbeitgeberorganisationen stehen sich heute in allen

Wirtschaftszweigen gegenüber. Sie führen den

dauernden Wirtschaftskrieg. Der Waffenstillstand
der Tarife täuscht darüber nicht hinweg. Im Innern

krankt die Wirtschaft schwer an den Begleiterschei-
nungen. Unaufhaltsam steigert sich die Arbeitslosig-
keit. Die Organe des Staates, die als Ärzte ein-

zugreifen berufen sind, ließen zunächst den Dingen
ihren Lauf. Dann verfagten sie, weil ihre eigene
Autorität auf den Organisationen aufgebaut ist,
die es zu heilen gilt. Ein Wandel tritt ein. Die

Regierung geht eigene Wege. Sie versucht die Wirt-

schaft zu sanieren. Unter den in den Rotverord-

nungen verkündeten Heilmitteln entdeckt das Volk
die Möglichkeit einer Erwerbslosenarbeit.
Doch die Verbände wehren fich gegen dieses Mittel!
Warum? Sie wollen doch auch die Gesundung der

Wirtschaft?!
Die Stellungnahme der Gewerkschaften

ist klar. Sie sehen die Tarife gefährdet. Aber die

Regierung hat doch in vorausschauender Erkenntnis in

den Bestimmungen zum freiwilligen Arbeitsdienst fest-
gelegt, daß es sich um »gemeinnützige«und »zusätz-
liche« Arbeiten handeln muß. Ein Arbeiter mit Tarif-
lohn könnte bei diesen Arbeiten niemals beschäftigt
werden, weil sie aus Mangel an Mitteln im freien
Arbeitsverhältnis garnicht ausgeführt werd en könnten.

Darüber hinaus kommt der Erfolg der im freiwilligen
Dienst geleisteten Arbeiten der Allgemeinheit zugute.
Alle diese Voraussetzungen werden vom Präsidenten
des Landesarbeitsamts nach Anhörung des geschäfts-

«

führenden Ausschusses beim Landesarbeitsamt ein-

gehend geprüft. In diesem Verwaltungsausschuß
können die Vertreter der Arbeitnehmer- und Arbeit-
geberverbände ihre Bedenken äußern und in Einzel-
fällen eine die Förderung des »freiwilligen Arbeits-

dienstes« versagende Entscheidung des Präsidenten
herbeiführen,wenn die gesetzlichen Bestimmungen
Mcht erfüllt sind. Außerdem können alle Wirtschafts-
gFUPpemdie ein berechtigtes Interesse daran haben,
dle Entscheidungdes Landesarbeitsamts im Be-
schwerdewege anfechten, wenn die in der ministeri-
ellen Dllrchführungsverordnungvom 23. Iuli 1931
und den Verwaltungsanweifungendes Präsidenten

I der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits-

T losenversicherung vom 29. 7. 1931 niedergelegten Vor-

aussetzungen des freiwilligen Arbeitsdienstes nicht ge-
l geben sind oder von einem der Beteiligten bei Aus-

J führung eines bestimmten Arbeitsvorganges nicht er-

füllt werden. Eine Gewähr dafür, daß die freiwilligen
Arbeiten vom »Träger der Arbeiten« bestimmungs-

; gemäß durchgeführtwerden und der Erfolg der Allge-
meinheit zugute kommt, ist schon dadurch gegeben,
daß nur »öffentlichrechtliche Körperschaften,gemein-
nützige Genossenschaften oder Verbände« in dieser
Eigenschaft austreten dürfen. Es kann sich bei den

»zusätzlichenArbeiten« doch praktisch fast nur um

Bodenverbesserungen, Wasserregulierungen und Sied-

lungen handeln. Während die ersten beiden Arten der

Arbeiten doch immer nur dem Nutzen einer großen,
zahlenmäßig nicht bestimmten Menschenmenge dienen

werden, müssen die Siedlungen mit Hilfe der Arbeits-

dienstwilligen ausgebaut werden, damit die anzu-
l setzenden Siedler mit den ihnen vom Staate wegen

s der Finanznot nur noch in sehr beschränkter Höhe
zur Verfügung gestellten Krediten leben und ihre
Rente zahlen können. Außerdem handelt es sich

! um eine gesunde Selbsthilfe, da Arbeitslose auf
den Siedlungen angesetzt werden sollen. Der frei-

s willige Arbeitsdienst ist nämlich ein Mittel zur Er-

s langung einer Siedlung, weil der Dienstwillige auf
s Antrag außer der Fortdauer der Arbeitslosenunter-
s stützung noch einen zahlungsmäßig beschränkten
i Reichsschuldbuchanspruch als Guthaben für den Er-

werb einer eigenen Siedlung erhält.
Die ablehnende Stellungnahme der Gewerkschaften

kann deshalb nicht nach den gesetzlichenBestimmungen
begründet werden. Jst ihr tieferer Grund etwa die

Furcht der Führer für den Bestand ihrer eigenen
Organisationen und der auf ihrer Macht aufbauenden
Tarife? Die Zeichen mehren sich, daß diese
Gefahr auch ohne den freiwilligenArbeits-
dienstWirklichkeit zu werden droht. Darum

mögen die Gewerkschaften die Volksbe-

wegung zur freiwilligen Arbeit benutzen,
: um ihren Anhängern zu sagen, daß die

Zeiten sich gewandelt hab en. Begeisterte
Menschen werden dann wiederum zukünftsgläubig
auf ihre Führer hören. Sie werden die aus den

. Wirkungen der Krise gebotene Enttäuschung leichter
s ertragen und einmal ganz vergessen. Wenn diese

Stimmung vorherrscht, werden sich die Tarife leichter
den Notwendigkeiten der Wirtschaft anpassen lassen.
Dann wird zum notwendigen Ausgleich der Kräfte
durch neue tarifliche Bindungen die heute fehlende
Rentabilität als Gradmesser hinzukommen.
Wenn die Wirtschaft gedeihen soll, darf das kol-
lektive Prinzip nicht überspannt, sondern
muß ergänzt werden durch einen weit-

schauenden individualistischen Wirtschafts-
geist, der das Wohl des Ganzen erstrebt,
weil er nur darin das eigene Wohl finden
kann. Der gesunde Geist der freiwilligen Arbeit
kann diese Entwicklung fördern. Er kann die Inter-
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essentengruppen verschiedener Richtungen einigen und

zum gemeinsamen Kampfe gegen die alles vernichtende
Wirtschaftskrisis verbinden. Dann wird sich auch
das Problem der elastischen Lohnhöhe leichter lösen
lassen, ohne daß die Gewerkschaften ihre Macht auf-
zugeben brauchen.

Ganz unverständlich ist

die ablehnende Haltung der Unternehmer

gegenüber dem freiwilligen Arbeitsdienst Haben
sich denn die beteiligten Kreise noch nicht den Be-

griff der »zusätzlichenund gemeinnützigenArbeiten«
klar gemacht? Dieses sind Arbeiten, die auf dem

freien Arbeitsmarkt niemals vergeben werden können

und deshalb ohne den freiwilligen Arbeitsdienst über-
haupt unausgeführt bleiben müssen. Wenn aber

die Arbeiten ungetan bleiben, dann würde auch der

nach normalen Wirtschaftsgesetzen daran beteiligte
Privatunternehmer auf dem freien Arbeitsmarkt
daran keinen Vorteil haben. Jetzt aber bietet sich
dem Unternehmer sogar durch den »freiwilligen
Arbeitsdienst« eine Gewinnchance. Denn es wird

selten eine Arbeit gegeben, die ohne Aufwand von

Material oder einen nicht aus den Kreisen der

Arbeitslosen zu wählenden Leiter ausgeführt werden

kann. Der »freiwillige Arbeitsdienst« ist daher
gerade entgegen der Annahme des Privatunterneh-
mertums ein Mittel zur Belebung der Wirtschaft-
im allgemeinen und im besonderen auch zur Be-

schäftigung von Industrie und Unternehmertum-
Denn soviel wirtschaftliche Überlegung sollte doch
in Unternehmerkreisen vorhanden sein, um zu er-

kennen, daß der Staat bei der gegenwärtigen Finanz-
lage kein Geld für Bodenverbesserungen und Sied-

lungen in dem früher gegebenen Umfange bereit-

stellen kann.

Nach dem Ergebnis dieser wirtschaftlichen Über-
legungen bleibt zu hoffen, daß sich die Gewerk-

schaften und Unternehmer der besseren Einsicht nicht
verschließenund den bei der Ausführung des »frei-
Willkgen Arbeitsdienstes« Beteiligten ihre Aufbau-
arbeit nicht so schwer wie bisher machen werden.

Aber nicht nur positive Duldung, sondern
kräftige Mitarbeit muß von den Wirtschafts-
verbänden gefordert werden. Wenn auch das

i

,
i

l

Beispiel der bereits als Pioniere wirkenden Arbeits-

gruppen zahlreiche Anhänger nach sich ziehen wird,
ein Antrieb der Massen durch die beteiligten Organi-
sationen wird trotzdem nötig sein, um aus dem

»freiwilligenArb eitsdienst«eine großeVolksbewegung
zu machen. Wenn die Regierung diese Unterstützung
in der Wirtschaft findet, dann wird sie die jetzt in

den Verordnungen festgesetzten Schranken beseitigen
können und aus der Einrichtung des »freiwilligen

Arbeitsdienstes« ein wirksames Heilmittel zur Be-

lebung der Privatwirtschaft machen. Das eine aber

ist sicher: So wie es jetzt ist, kann es nicht bleiben.

Die gesetzlichen Bestimmungen sind so eng gefaßt
und in vielen Punkten noch mißverständlich, so daß
es selten eine Arbeit gibt, bei der alle nach der

gesetzlichen Regelung noch bestehenden Zweifel an

der Zulässsgkeit eines Arbeitsplans beseitigt werden

können. Der Kreis der Arbeiten selbst braucht da-

bei noch nicht einmal erweitert zu werden, es gibt
noch unendlich viel gemeinnützige Projekte, insbe-

sondere Meliorations- und Siedlungsvorhaben, die

unausgeführt bleiben müssen,weil sie bei der heutigen
Notlage nach dem im starren System geschaffenen
Tarif nicht zu bezahlen sind. Damit diese Arbeiten

aber in größerem Ausmaße in Angriff genommen
werden können, muß der Kreis der Arbeits-

dienstwilligen erweitertwerden. DieZulassung
zum freiwilligen Arbeitsdienst darf insbesondere nicht
davon abhängig gemacht werden, ob der sichMeldende

keineUnterstützung,nur beschränkteKrisen- oder Wohl-
fahrtsunterstützung bezieht. Da die Arbeitsdienst-
willigen aber Verpflegung und ein Taschengeld im

Gesamtwerte von 2.—— RM bekommen müssen, wird

es praktisch sein, den Träger der Arbeiten zur Ent-

lastung der öffentlichen Kassen im Sonderfalle zu

einem Beitrage heranzuziehen.
Wenn aber die notwendige Unterstützung für die

Idee des »freiwilligen Arbeitsdienstes« durch die

Wirtschaftsverbände ausbleibt, dann wird einst die

Zeit kommen, in der die Staatsgewalt das Wort

»freiwillig« weglassen wird. Bei der Durchführung
der Arbeitsdienstpflicht werden dann die Wirtschafts-
verbände, ähnlich wie jetzt in der Politik der Reichs-
tag als der vermeintliche Souverän der deutschen
Republik, in selbstgewählterPassivität der Diktatur

der Zwangsläufigkeiteneinflußlosverfallen sein.

II. Der Träger des Dienstes
von Oberingenieur Schwartzkopf, Leiter der Technischen Nothilfe, Landesbezirk Ostpreußen.

Die Verordnung zur Förderung des freiwilligen J

Arbeitsdienstes hat wohl allen denen eine Freude
bereitet, die eine sittliche Erneuerung unseres Volkes

erhoffen, die die seelische und wirtschaftliche Not

vieler Arbeitslosen kennen und vor allem die Ge-

fahren der Arbeitslosigkeit für die Männer in jugend-
lichem Alter richtig einschätzen.

und Bestimmungen über die Durchführung des F. A. D.

erheblich herabgesetzt, denn neben anderen Mängeln

Leider wird die
H

Freude bei eingehender Prüfung der Verordnung
l
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beschränktsie den Kreis der Arbeitswilligen, die im

Rahmen dieser Verordnung zur langersehnten Arbeit

kommen können, gar zu sehr.
Die technische Nothilfe hat sofort nach Erhalt der

Richtlinien für die Durchführung des F. A. D. ihre
arbeitslosen Mitglieder dafür aufgerufen. Dabei hat
sich ergeben, daß noch nicht 1OJZder sich Meldenden

auf Grund der Bestimmungen beschäftigt werden

können. Es wirkt für junge Leute über 21 Jahre
recht hart und verbitternd, zurückgewiesenzu werden,



—

nur weil sie eben keine Arbeitslosen- und Krisen-
unterstützung erhalten. Sie wollen ihre Eltern oder

z. B. die Mutter, die nur eine recht bescheidene Nente

hat, von der Unterhaltungspflicht befreien, damit

sich ihre Angehörigen teils durch die Entlastung erst
wieder richtig satt essen oder das Geld für dringend
notwendige Anschaffungen sparen können. So wirken

sich die Bestimmungen für den F.A.D. sicher nicht
in der vom Gesetzgeber beabsichtigten Weise aus.

Die erste Freude wird vergällt, und bei den jungen
Leuten wird neue Unzufriedenheit, ja tiefe Verbitterung
ob dieser Regierungsmaßnahmen erzeugt.

Der Gesetzgeber hat mit der Beschränkung sicher
eine weitere Belastung der Erwerbslosenfürsorge
Vermeiden wollen, und das ist sogar seine Pflicht.
Aber warum müssen denn die Gelder zur Bezahlung
der Arbeitswilligen aus dem Staatssäckel fließen?
Warum hat nicht der Träger der Arbeiten die Ent-

schädigung in Höhe von 2.— NM pro Arbeitstag
zu tragen. Mag die Arbeit noch so zusätzlichsein,
mag sie noch so gemeinnützig sein, die 2.— NM

müssen vom Träger der Arbeiten, soweit es sich über-
haupt um eine volkswirtschaftlich nützliche Arbeit
handelt, zu tragen sein. Warum also einerseits das
Reich damit belasten und andererseits den Rahmen
so eng fassen, daß neue Verbitterung geschaffenwird.

Gebt freie Bahn den Arbeitswilligen, hemmt nicht
durch Bürokratismus die sittliche Erneuerung unseres
Volkes und vor allem der Jugend.

Trotz der starken Beschränkung,die durch die er-

wähntenBestimmungen vorhanden ist, sind sehr schnell
zwei Gruppen je 15 Mann zur Arbeit gebracht. Beide
Gruppen sind mit den Vorarbeiten für Siedlungen
beschäftigt.

Die Unterbringung und Verpflegung ist gut und
in beiden Gruppen ist in wenigen Tagen nicht nur

ein guter Arb eitsgeist, sondern auch ein guter Kamerad-
schaftsgeistentstanden. Sie halten eine strenge Selbst-
disziplin, jeden Tag wechselnd hat einer Stubendienst,
so daß für Reinlichkeit und Ordnung gesorgt ist.
Bei der einen Gruppe mußten zwei Mann entfernt

werden. weil sie den Kameradschaftsgeist störten.
Die Mitglieder dieser Arbeitsgemeinschaften sind in
der kurzen Zeit eine Lebens- und Gesinnungsgemein-
schaft geworden. Die Abendstunden werden mit Schach-
spiel und anderen Unterhaltungen verbracht, um

22 Uhr liegt alles im Bett.

Diese Gruppen zeigen, daß der Gedanke des F.A.D.
ein glücklicherwar, daß dringend gefordert werden
muß, den engen Rahmen zu erweitern. Aber es sind
auch noch andere Mängel der Verordnung zu be-
seitigen.

Bei rein zusätzlichenArbeiten wird der Arbeitsort
recht oft, wie in diesen beiden Fällen, entfernt von

größerenOrten liegen und das ist sogar wünschens-
wert, um die Gruppen schnell zu einer Gemeinschaft
werden zu lassen. Das Wirtshaus kann gar nicht
weit genug entfernt sein. An den Sonn- und Feier-
tagen können die meisten sichauch nicht zu Verwandten
begeben, aber sie können alle nicht den Tag ohne
jede Beköstigung bleiben. Sollen sie nun den Sonn-
tag die 50 Pfg., die ihnen pro Tag als Taschengeld
ausgezahlt werden, verbrauchen, dann haben sie von

der ganzen Arbeit der Woche garnichts. Die 2.— NM
werden aber von dem Landesarbeitsamt nur für den

Arbeitstag gezahlt, also am Sonntag lebe von der
Gnade des Trägers oder von der Luft. Wäre es

nicht viel richtiger, daß der Träger der Arbeit den
Betrag für den Arbeitstag trägt und für den Sonn-
oder Feiertag die Neichskasse?

Die Aufdeckung der Fehler der Bestimmungen
entspricht nicht, wie wohl deutlich aus den Zeilen
hervorgeht, einer Gegnerschaft gegen den F. A. D.,
sondern im Gegenteil, der Gedanke ist so gut, daß
er weiter ausgebaut werden muß. Also nochmals:
»Gebt den Arbeitswilligen, ganz besonders den

jugendlichen Arbeitswilligen freie Bahn, daß sie auf
dem angedeuteten Wege ihren Hunger nach Arbeit
stillen können, daß sie sich wieder als gleichberech-
tigte Mitglieder ihrer Familie und ihres Volkes
fühlen können.«

Neuzeitlikhe Wohnungseinrichtungen
von Helene Neumann, zweite Vorsitzende des Hausfrauenbundes Königsberg Pr.

In letzter Zeit sind wiederholt Vorschläge in Wort
und Bild und auf Ansstellungen gemacht worden,
wie auch Klein- und Kleinstwohnungen, deren
Schaffung durch den Mangel an Wohnungen in der
Nachkriegszeitund die immer drückender werdende

wirtschaftliche Not erforderlich geworden ist, den
Anforderungen an ein bequemes Wohnen gerecht
werden können.

sorgfältig durchdachte Gestaltung des Wohnungs-
gUMdrkfses Nachdem diese Aufgabe durch inten-
siVe Forschung und praktische Bearbeitung von Be-
hörden, Architekten und Berufsvereinigungen soweit
gelöst ist, daß wir heute in der überwiegendenZahl
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der Fälle Kleinwohnungen besitzen,die mit geschickten
Grundrissen, gut durchdachter Abmessung der Wand-
flächen und zweckmäßigerAnordnung von Türen
und Fenstern tatsächlich die wirtschaftlichste Aus-
Ausnutzung des zur Verfügung stehenden Naumes
gewährleisten, harrt eine andere wichtige Aufgabe
noch der Lösung, nämlich die Beschaffung der zweck-

s dienlichsten Möbel für die neue Wohnung.Das erste Erfordernis dazu ist eine bis ins kleinste . Wenn sich die Kreise der Wohnungskonsumenten
nur schwer mit der Tatsache haben abfinden können,
daß die Ersparung von Wohnraum ein Erfordernis
der Gegenwart geworden ist, so liegt das wohl in
der Hauptsache daran, daß die Beschaffung von den

fiir diese kleinen Wohnungen zweckdienlichenMöbeln
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auf Schwierigkeiten ftößt. Die häufigen Klagen,
,,wie sollen wir in solchen Wohnungen unsere Möbel
unterbringen?«, berühren den Kernpunkt des Pro-
blems. Gewiß ift es eine schwierige, oft unlösbare
Aufgabe, das übliche Mobiliar einer früheren
4—5-Zimmer-Wohnung, wie sie für eine Familie
des Mittelstandes üblich war, in eine heutige Klein-
wohnung Von 21-2—3 Zimmern zu stellen.
riefige Büfett, die großen Betten, der dreiteilige,
unzerlegbare Schrank bilden unüberwindlicheHinder-
nisfe, und selbst, wenn man sich zu dem schweren
Schritt, fich von den alten, liebgewordenen Möbeln

zu trennen, entschließenwürde, wäre dadurch noch
nicht viel erreicht, da der für die Lebensbedürfnisse
erforderliche Jnnenraum der Möbel nun auf das

Empfindlichste beschränktist, Behaglichkeit und Be- »

Die Mög-
Iquemlichkeit verloren gegangen find.

lichkeit aber, aus dem bei dem Verkauf der alten

Möbel erzielten Erlös zweckmäßigenErsatz zu be-

schaffen, erscheint außerordentlich gering.
Die Vorschläge und Versuche, die auch in Königs-

berg in letzter Zeit mehrfach auf dem Gebiete der

zweckmäßigenEinrichtung der Kleinwohnungen ge-

macht worden find, können daher wohl in der

Hauptsache nur bei Neugründungen von Haus-
haltungen befolgt werden, geben aber in dankens-
werter Weise Anregungen, die richtunggebend für
die weitere Entwicklung dieser Fragen sein dürften.

Der Hausfrauenbund Königsberg Pr. zeigte auf
seiner Ausstellung »Im Reiche der Hausfrau«
eine 2112—Zimmerwohnung,die für ein junges
Ehepaar gedacht und deren Ausftattung einschl. der

Betten, Wäsche, Gardinen usw. 3500.—— RM.

kostete. Maßgebend war, daß alles schlicht und

zweckmäßigund jedes Stück in Größe und Form
so gewählt wurde, daß überflüssige Arbeit für die

Hausfrau bei der Reinhaltung vermieden wird.
Bei der Schlafzimmereinrichtung aus gebeizter Eiche
— die Betten nur 90 cm breit — war das Haupt-
gewicht auf vorzügliche Matratzen gelegt, weil die

notwendige Ruhe und Stärkung diese Bequemlich-
keit unentbehrlich macht. Das zweite Zimmer, zu-

gleich Wohn- und Eßzimmer, enthielt statt des

üblichen Büfetts einen halbhohen Schrank für Ge- .

schirr, Gläser und Tischwäsche in zweckmäßigerEin-

teilung, an den sich in gleicher Höhe und Form ein

Schreibschrankanpaßte. Ein Bücherregal mit aus-

ziehbarer Schreibmaschinenplatte und verschließbarem
Schränkchenvervollständigte die Einrichtung. Das

halbe Zimmer war als Arbeitsraum der Hausfrau
gedacht. Hier stand die Rähmaschine und eine

Kommode, deren obere Platte durch bequemes Auf-
klappen einen großen Schneidertisch bildete und

durch Auflage eines Kissens als Wickelkommode
verwendbar ist.

Der Grundgedanke dieser Ausstellung kam klar

zur Geltung: die Zweckmäßigkeitder Möbel in

Anpassung an beschränkte Raumverhältnisse, Her-
ftellung von soliden, dauerhaften Möbeln in heimi-
fchen Hölzern durch ostpreußische Handwerker,
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Das
»

Bequemlichkeit des Wohnens und die Möglichkeit
für die Hausfrau, ihren Haushalt ohne fremde
Hilfe zu versorgen.

Ganz dieselben Erwägungen hatten zu der

Ausstellung ,,Sowo« (»So wohne alle Tage«)

geführt, die im Rahmen der Oftmesse von den

Königsberger Architekten Hans Hopp. Lucas und
Kurt Frick geschaffen war. Hier waren die Wohn-
bedürfnisfe der werktätigen Bevölkerung besonders
berücksichtigtund dankenswerterweise eine st äd tis che

Klein- und Kleinstwohnung von den Archi-
tekten Hopp und Lucas geschaffen. Bei der scharfen
Kritik, die hier oft laut wurde, mögen die Besucher
sich nicht klar gemacht haben, daß unsere wirtschaft-
lichen Verhältnisse leider zu solcher Raumbe-

schränkung zwingen und daß es ein Kunststückdes

Architekten bedeutet, wenn er auf 40 qrn eine

Wohnung schafft (Wohnraum mit Kochnische, Schlaf-
zimmer, Flur, Klosett und Waschraum), in der

tatsächlich eine Familie mit 1—2 kleinen Kindern

gut leben kann, wenn die Hausfrau Sinn für
Ordnung und Sauberkeit hat. Alles was getan,
um ihr die Hausarbeit zu erleichtern, die Koch-
nische mit Extrafenfter, kleinem Gasherd, hellem
Arbeitsplatz, Spüle und Wandbrettern, an denen

sogar die so beliebten Schütten nicht fehlten. Die
Möbel beider Wohnungen, den einfachen Verhält-
nifsen entsprechend billig und zweckmäßig,zeigten
eine neue Verarbeitungsmethode von dunkel ge-
beiztem Kiefernholz mit hellen Sperrholzauflagen
an allen größeren Flächen. Der praktisch ein-

gerichtete Kleider- und Wäscheschrankzu 74.— RM
wirkte allerdings innen durch das unverkleidete

Rahmenwerk etwas roh, während die Betten je
32.— RM mit beiderseitigem Sperrholzbelag durch-
aus gefallen konnten. Im Wohnraum dieser
Kleinstwohnung ftand außer dem Familien-Eßtisch
mit Stühlen eine Polsterbank, die auch als Nacht-
lager zu verwenden ist, und ein halbhoher, drei-

teiliger Geschirrschrank, das Büfett ersetzend. In
der größeren der beiden Wohnungen von 2V2

Zimmern kehrte derselbe Schrank nochmals wieder
und zwar im Wohnzimmer mit offenem Aufsatz,
in der Küche weiß gestrichen. Diese 21X2 Zimmer-
wohnung mit 49,05 qm Nutzflächeift als Muster-
beifpiel dafür gedacht, daß bei richtiger Einteilung
auch eine größere Familie, hier 5 Erwachsene und
1 Kind, in solchen Räumen Platz findet. Im

Elternschlafzimmer ift durch Hochklappen der Betten
Raum für einen Arbeitsplatz geschaffen, außerdem
ein Kleinkinderbett untergebracht. Im Wohn-
zimmer ift hinter einem Vorhang ein feitlich auf-
geklapptes Bett verborgen und im Rebenraum ift
es durch übereinanderftellen der beiden Betten

ermöglicht, daß neben dem gemeinsamen Kleider-
und Wäscheschrank die zwei größeren Kinder je
einen eigenen Arbeitsplatz und eigenes Bücherregal
haben. Ganz sicher ist dies keine Ideallösung, vor

allem, wenn man bedenkt, daß Kinder auch in der
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Wohnung etwas Bewegungsfreiheit zum Spielen
haben sollten. Und doch bleibt es dankenswert,
daß einmal gezeigt wurde, daß auch in beschei-
denen Verhältnissen jeder sein eigenes Bett haben
kann, ohne daß der Wohnraum am Tage zu sehr
eingeengt wird.

Auf größere Verhältnisse war die Wohnung von

Herrn Architekt Kleppe zugeschnitten.»Doch war

auch hier an die Möglichkeit allmahlicher Be-

schaffung der Möbelstücke gedacht. So bestanddas

Büfett aus zwei oder drei gleichgroßemverschieden
eingeteilten Unterteilen und Glasaufsatzen von gleicher
Breite, die alle stückweisenach und nach angeschafft
werden können. Ebenso war der Schreibschrank aus

einem schmälerenOberteil und einem tieferen Unter-

teil, der auch durch eine Kommode ersetzbar war,

zusammengestellt Auch die Küchenmöbel bestanden
aus kleinen Elementen und waren dadurch den ge- !

gebenen Raumverhältnissen leicht anzupassen. I
Von großem Interesse war auf dieser Ausstellung f

auch die Einrichtung eines Siedlerhauses ;

(Modell der OstpreußischenHeimstätte), von Herrn T

Architekt Frick. Mit besonderer Berücksichtigungder

ländlichen Wohnbedürfnissewar hier in sehr solide
verarbeitetem, massivem Kiefernholz zum Preise von

1400.— RM eine vollständige Einrichtung für die

geräumige Wohnküche,ein Wohn- und zwei Schlaf-
zimmer hergestellt. Wenn auch nicht viele Siedler
in der Lage sein werden, sich solche Einrichtung zu s
schaffen, so war die sachliche und sachgemäße,prak- N

tische Form sämtlicher Möbelstücke durchaus auch
für bürgerliche städtischeVerhältnisse geeignet und
die zahlreichen Nachbestellungen von Einzelstücken
bezeugten, daß diese schnell Liebhaber gefunden
und daß Verständnis und Geschmack sich allmählich
den sachlichen Zweckmöbeln zuwenden.

Wenn es auch nicht zu vermeiden sein wird, daß
noch auf lange Zeit hinaus in einer gewissen Ver-

kennung der Sachlage zu große Möbel gekauft
werden, weil sie als Schaustücke das Auge
reizen und »vornehm« scheinen, so wird doch das

Verständnis der Gesamtheit durch derartige Aus-

stellungen geweckt und der Geschmack allmählich be-

einflußt. Wirkt nicht auch solch eine Wohnung mit

kleineren Räumen und dazu abgestimmten Möbeln
oft freundlicher und einladender als die alten, dunkel

tapezierten Räume, vollgestellt mit schweren Möbeln?
Jst es nicht eine große Erleichterung für die Haus-
frau, wenn die Fenster so niedrig sind, daß sie die

Vorhänge bequem mit Hilfe eines kleinen Trittes

selbst anbringen kann und welche ungeahnten Mög-
lichkeiten des Raumschmuckes bieten die wunderbaren

Indanthrenwaschstoffeund die geschmackvollen, kunst-
seidenen Vorhangstoffel Hat sich nicht vieles zum
Vorteil der Hausfrau gewandelt? Ihre Arbeit und
die Rücksichtauf diese ist mitbestimmend bei der

Wohnungsgestaltung der Gegenwart. Weitere Fort-
schritte sind zu erwarten von dem, was in früheren
Zeiten fehlte: die verständnisvolle Zusammenarbeit
von Architekten und Hausfrauen!

Besprechungen
»Die Bevölkerungsverteilung in Ostpreußen und

ihre Veränderungen« mit 15 Figuren im Text
und einer Karte von Dr. Werner Horn.
Veröffentlichungendes Geographischen Instituts g
der Albertus-Universität zu Königsberg Pr. I
Neue Folge. Reihe Geographie Nr. 2. Kar- ftoniert RM 5.—, Gräfe und Unzer Verlag, .

Königsberg Pr. tl
s

l
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Das ostpreußischeBevölkerungsproblem ist wieder-
um der Gegenstand einer eingehenden wissenschaft-
lichen Untersuchung gewesen. Noch lebt die viel-

besprochene und in ihren Ergebnissen oft angegrif-
fene Arbeit von Oberpräsident a. D. Dr. von Batocki
und Dr. G. Schack in der Erinnerung aller, die um

den wirtschaftlichen Wiederaufbau Ostpreußens be-

müht sind.
Diesmal hat ein Geograph, Dr. Werner Horn,

die Verteilung und die Bewegung der ostpreußischen
Bevölkerunguntersucht. Das Buch bringt zwar keine

wefventlichenneuen Erkenntnisse gegenüber den bis-

herigeneinschlägigenwissenschaftlichen Forschungen,
m den Einzelheiten enthält es aber wertvolle und
genaue, Mit umfangreichem Zahlenmaterial belegte
Grundlagen für die praktische Arbeit der ostpreußi-
schenWirtschafter, insbesondere der Siedlungsträger.
Die wirtschaftliche Sonderstellung der dünn bevöl-
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kerten Provinz mit ihren 61 Menschen je qkm kann

nicht oft genug warnend betont werden. In Preußen
entfallen 132, im Deutschen Reich 134 Einwohner
auf die gleiche Flächeneinheit. Danach leben in Ost-
preußen auf 7,9 v. H. der Reichsfläche nur etwa

3,6 v. H. der Reichsbevölkerung Auch in der Be-

völkerungsverteilung innerhalb der Provinz beob-

achten wir den auffallenden, den Agrarcharakter
kennzeichnenden Unterschied im Verhältnis zum
weiteren Reichsgebiet. Von der Gesamtbevölkerung
Ostpreußens entfallen nämlich 48,4 v. H. auf die

Städte, d. h. im statistischen Sinne die Gemeinden
mit 2000 und mehr Einwohnern und 61,6 v. H. auf
das flache Land. In Preußen leben dagegen
64,4 v. H· der Bevölkerung in den Städten

und nur noch 35,6 v. H. auf dem flachen Lande.
Von der Landbevölkerung entfallen auf die hoch
gelegenen Teile Preußens, die zum Teil wenig
fruchtbaren Endmoränenzüge des Baltischen Höhen-
rückens,mehr Menschen auf die Flächeneinheitals
in den Riederungen trotz ihres ertragreichen Bodens.
Die geringste Bevölkerungsdichte hat die agrarwirt-
schaftlichwertvolle Staubeckenzone des Grundmoränen-

gebiets, die im Norden vom Pregel und im Süden
von den Städten Barten, Rösselund Heilsberg begrenzt
wird. Die Dichte der Besiedlung hängt also nicht von der
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Bodengüte ab, sondern steht in einigen Landschaften
sogar in auffallendem Widerspruch dazu, Die Haupt-
ursache für diese Bevölkerungsverteilungliegt in der

Verteilung des Grundbesitzes In den Gegenden
des ausschließlichenGroßgrundbefitzesund des groß-
bäuerlichen Besitzes finden wir die geringste Be-

völkerungsdichte,während der Kleinb auernbesitz wegen
der ihm eigenen Familienwirtschaft die größten Be-

völkerungszahlenje Flächeneinheitaufweist. Dabei
hat si ergeben, daß auf die Kleinbetriebe
von 5——20 ha fast doppelt soviel Personen ent-

fallen wie auf die Mittelbetriebe, während der Ab-

stand zwischen den Mittel- und Großbetrieben nicht
sehr bedeutend ist (Seite 27).

Dr. Horn bringt unter genauester Bezeichnung
der Bodenqualität und unter Verwendung über-

sichtlicher Schaukarten zahlenmäßig bestimmte Einzel-
angaben für alle Teile der Provinz. Für die

Siedlungstätigkeitist dies eine wertvolle Bestätigung
der insbesondere in den letzten Jahren bei der

Aufteilung angewandten Grundsätze.

Der zweite Teil der Arbeit ist den Verände-

rungen der Bevölkerungsverteilung gewidmet.
Er enthält interessante Aufschlüffe über die Ent-

wickelung des letzten Jahrhund erts. Die Bev ölkerungs-
zunahme wird jetzt in Ostpreußenständig langsamer,
während sie bis zum letzten Drittel des vorigen
Jahrhunderts sich besonders stark steigerte. Die Ur-

sache der Massenabwanderung aus Ostpreußen sieht
der Verfasser in den verringerten Ernährungsmöglich-
keiten für den natürlichen Bevölkerungszuwachs Die

Folgerung und Forderung aus diesen bevölkerungs- ?

statistischen Untersuchungen ist: Schaffung neuer Er- .

werbsmöglichkeiten! Es wird immer hervorgehoben,
daß die ländliche Siedlung ein geeignetes Mittel

hierfürsei. Aber gleichzeitig verlangt auch Dr. Werner f
Horn, wenn auch nicht mit der Entschiedenheit wie

von Batocki und Schack in »Bevölkerung und Wirt- s
schaft in Oftpreußen«,eine planmäßige Vermehrung ;
der gewerblichen Arbeitsgelegenheiten, ja sogar eine f
Industriealisierung Ostpreußens. Die Bedeutung der I

für die Selbstkoftenentwicklung entscheidenden Stand-

ortfrage und der Absatzgelegenheit wird dabei aber

vielfach unterschätzt.Man wird daher die Forderung s

Nach Vermehrung der gewerblichen Arbeitsgelegen-
heiten dahin zu mildern haben, daß diese
Entwicklung im Rahmen und im entsprechenden
Verhältnis zur dichteren Besiedlung des flachen
Landes erfolgen kann. Gewerbe und Industrie sollen
die Folge der durch die Besiedlung geschaffenen Nach-
frage fein- Zuerst ift der Abfatzmarkt zu schaffen,
dann folgen Gewerbe und Industrie von allein. Das
seine steht aber fest und ist von Dr. Werner Horn
eingehend begründet worden: in dem wirtschaftlich
schwachen Ostpreußen darf kein Mittel unversucht
bleiben, die Abwanderung zu verhüten und die Be-

völkerung wirtschaftlich gefund und kräftig zu er--

halten, dies insbesondere aus

nationalpolitischen,Erwägungen. Dr. F. N.
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,,Private und gemeinnützige Wohnbautätigkeit«
Die sozialpolitische Bedeutung der Wohnungs-
wirtschaft in Gegenwart und Zukunft. Von
Senator Dr. M. F. Wibaut, Amsterdam.
(Verlag des Internationalen Verbandes für
Wohnungswesen, Frankfurt XMain, Hansa-Allee
Nr. 27). Preis: 3.— NM.

In der Schrift wurden die aus 17 Ländern

eingegangenen Berichte einer internationalen Enquete
sorgfältig und übersichtlich verarbeitet. Senator
Wibaut kommt zu dem Ergebnis, daß nahezu alle

Länder auch heute noch die Förderung der Wohn-
bautätigkeit durch Staat und Gemeinde für unent-

behrlich halten. Mit zwei Ausnahmen bringen
sämtliche Berichterstatter in irgendeiner Form zum

Ausdruck, daß die »auf privatwirtfchaftliche Nen-
tabilität eingestellte Bauwirtschaft absolut nicht in

der Lage ift, die benötigten Kleinwohnungen in

ausreichender Menge und guter Qualität zu einer,
für die breiten Bevölkerungsschichten tragbaren
Miete herzustellen, und fordern die Weiterent-

wicklung einer aktiven Wohnbaupolitik der öffent-
lichen Körperfchaften.

Für Deutschland hebt der Verfasser in ständigem
Vergleich mit den Fürsorgeeinrichtungen anderer

Länder die Tätigkeit der im Neichsverbande zu-

sammengefchlossenen Wohnungsfürsorgegesellschaften
anerkennend hervor.

Zum Übergang zur freien Wohnungswirtschaft
in Deutschland ist zum Vergleich der von Finnland
erstattete Bericht interessant· Dies ist das einzige
Land, das die Wohnbautätigkeit gänzlich der pri-
vaten Bauwirtschaft überlassen hat. Dies hat zur

Folge gehabt, daß die Angestellten bis zu 30 und

400X0 ihres Einkommens für eine Kleinwohnung
ausgeben müssen.

Diese Tatsachen müssen denjenigen zu denken

geben, die in der geplanten und von einsichtigen
Wirtschaftlern auch begrüßten freien Wohnungs-
wirtschaft für den Wohnungsbedarf der Minder-

bemittelten jede Bindung und Fürsorge ausschließen
wollen.

Die Kenntnis des interessanten Berichts ift für
alle diejenigen unentbehrlich, die sich einen liber-

blick über die internationale Entwicklung des

Wohnungswesens zu verschaffen wünschen.
Auf Grund einer mit uns getroffenen Verein-

barung gewährt der Internationale Verband für
Wohnungswesen für seine Publikationen unseren
Lesern einen Rabatt von 25(Z gegen Voreinsendung
des Betrages. Dr- F- N-

,,Wohnungsinspektion« und

Wohnungspflege).
Von Dr. Marie-Elifabeth Lüders, Berlin (Ver-

lag des Internationalen Verbandes für
Wohnungswesen, Frankfurt a. M., Hansa-Allee
Nr. 27), Preis: 3.— NM.

(Wohnungsaufsicht
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Die Behandlung des Problems der Wohnungs-
inspektion auf dem Internationalen Wohnungs-
kongreßin Berlin vom 1. bis 5. Juni 1931 hat dem

Internationalen Verband für Wohnungswesen Anlaß
gegeben, eine internationale Enquete über den gegen-

wärtigen Stand der Wohnungsinspektion zu verank
stalten. Das interessante Material, das hierbei
zusammenkam, wurde von Frau Dr. M. E. Luders
bearbeitet und zeigt den gegenwärtigen Stand der

Wohnungsaufsicht in den verschiedenen Kulturländ ern.

In Deutschland ist diese Aufsicht einschl. der soge-
nannten Schlafstellenkontrolle in der Vorkriegszeit
Von Gemeindebeamten auf Grund von Wohnungs-
verordnungen und Dienstanweisungen ausgeführt
worden. Private Organisationen beteiligten sich
daran. Der großeMangel an Wohnungen zwang dann

zur Einschränkung dieser Tätigkeit. Die Wohnungs-
ämter waren bestrebt, im Rahmen der Wohnungs-
zwangswirtschaft die Aufgaben der Wohnungs-
aufsicht zu erfüllen· Auch in der freien Wirtschaft
wird diese Aufgabe den Gemeinden verbleiben, deren
Wirken von den Wohnungsfiirsorgegesellschaftenzu
fordern sein wird. Für diese Neuregelung ist ein
Vergleich mit den von Frau Dr. M. E. Lüders be-
zeichneten Einrichtungen anderer Länder sehr wertvoll.

Auch für diese Schrift gewährt der Internationale
Verband fürWohnungsweseneinen Rabatt von ZZTZ
gegen Voreinsendung des Betrages. Dr. F. N.

,,Zurükk zur Scholle«.
Gartenstaat.)

Ein Weg zur größeren Siedlung von Wolfgang
Scharenberg. Verlag der Zeitschrift »Der
Ruf«, Berlin-Weißensee,Berliner Allee 83.

Die 54 Seiten umfassende Abhandlung ist eine

(Vom Schrebergarten zum

Erfolgen. Es wird einleitend auf die wirtschaft-
liche Bedeutung der Siedlung hingewiesen und
-hervorgehoben, daß die Vorkriegssiedlung »alles
in allem ein völliger Fehlschlag«sei.
Fehlschlag habe aber die Nachkriegsgeneration nichts
gelernt, denn auch die nach dem Kriege austreten-
den Forderungen nach Siedlungen seien nicht in
gebührendem Maße gewürdigt worden. Und das
sei in erster Linie die Schuld der bürokratischen
Handhabung aller deutschen Siedlungsfragen. Man
darf bei der Beurteilung der Siedlungserfolge
nicht vergessen, daß Ende 1918 der allgemeine Ruf
nach Siedlung als eine Episode aufzufassen ist,
deren Wirkungsstärkemit zunehmender Zeitdauer
abnahm. Wenn damals tatsächlichdas großzügige
Programm durchgeführt worden wäre, — ohne
Hemmungen und Bindungen, so wie es gefordert»
wordenift,—so wären Rückschlägeeingetreten, deren s
Ausmaßekaum vorstellbar sind.

Mit Recht wünscht der Verfasser eine Anpassung s
des»Art und Weise« der Siedlung an die heutige s
ertschaftslage Die Vorteile der Elastizität ders
Siedlungsgesetzgebungliegen auf der Hand. Essist zU Wünschen,daß eine weitere Loslösung Von I
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Aus diesem ·

starren Formen der Gesetzgebung zu einer fort-
schreitenden Selbständigkeit der Siedlungsträger
führen wird. Im Zusammenhang hiermit beleuchtet
der Verfasser die Stellung der Parteien zur
Siedlung.

An diese Kritik schließtsich die Kritik über »die
Arbeitsweise der gemeinnützigen Siedlungsgesell-
schaften«. Diese Ausführungen gehen fehl. Der
Verfasser gibt die Dauer der Zwischenwirtschaft
auf2—3 Jahre an. Die Zwischenwirtschaftdauert
allerhöchsten Falles jedoch nur 1——11-2 Jahre ;
wenn ein Gut, angenommen im Februar, gekauft
wird, so können die Siedler bereits am 1. Juli oder
1. Oktober desselben Jahres zuziehen. Die Gesell-
schaften haben im Interesse des Siedlers selbst
den Wunsch nach Verkürzungder Zwischenwirtschaft;
denn jede Ersparnis dabei kommt ja dem Siedler
wieder zugute. Die Ernte der Zwischenwirtschaft
wird nicht für die Gesellschaft verkauft, sondern
der Siedler erhält die gesamte Ernte und zwar
ausreichend zur Saat und für ein volles Wirt-
schaftsjahr.

Der Siedler zahlt heute nicht, wie der Verfasser
annimmt, für 1 ha nackten Landes 1 300.— RM.
sondern die Verkaufspreise liegen heute im Durch-
schnitt bei 70().— RM. bis höchstens1 000—. RM.
je ha. Die Schwankungen zwischen Ankaufspreis und
Verkaufspreis sind heute zur Bedeutungslosigkeit her-
abgesunken, da der Einkaufspreis bei den abfallenden
Tendenzen auf dem Gütermarkt bereits so tief liegt,
daß er vom Siedler ohne weitere Senkung ge-
tragen werden könnte. In den meisten Fällen
liegen aber die Verkaufspreise für die Siedler unter
dem Einkaufspreis der Gesellschaft. Von einem

; »Geschäftemachen«der Siedlungsgesellschaften aufKritik an der bisherigen Siedlungsweise und ihren
’

Kosten der Siedler kann also keine Rede sein.
Der vom Verfasser für eine 15 -ha-Stelle einschl.

Inventar mit ca. 40 000.— RM. angegebene
Preis ist zu hoch. Die Stelle gleicher Größe ohne
Inventar — der Verkauf sämtlicherStellen erfolgt
ohne Inventar — kostet heute etwa 25 000.— RM.,
wobei auf die Gebäude höchstens 13 000.—— RM.
und auf den Grund und Boden 12 000.— RM.
entfallen. Im kommenden Jahre ist mit einem
noch stärkeren Absinken der Preise, insbesondere
der Gebäudepreise, zu rechnen.

Hinsichtlich der Anzahlungen, die nach Angabe
des Verfassers 6—8 000.— RM. betragen sollen,
ist richtig zu stellen, daß sie heute nur noch 1 500.—
bis 3 000.— RM. betragen. Die abfallende Ren-
tabilität der Großbetriebe bedingt ein Überangebot
auf dem Gütermarkt und die daraus resultierenden
niedrigen Bodenpreise haben auch niedrige Renten
zur Folge. Die Renten betragen heute im Durch-
schnitt 10.— bis 15.— RM. je Morgen.

Alles in allem kommt der Verfasser zu dem
Ergebnis, daß die gesamte Arbeit der Siedlungs-
gesellschaften bisher noch nicht produktiv gewesen
sei. Wenn er mit seinen Ansichten beachtet werden
will, wird er sie zunächst revidieren müssen.



Dies gilt insbesondere für die Vorschläge, die

Siedlungsmethode einer neuen Lösung entgegen-
zuführen. Er behandelt in der Hauptsache die

Ansetzung von Arbeitern und empfiehlt von je
400 Morgen Großgrundbefitz80 Morgen abzu-
trennen und dort 20 Familien mit je 4 Morgen
Land anzusetzen. Als Musterbeispiel hierfür gibt
der Verfasser sein mecklenburgifchesHeimatdorf an,
in dem etwa 1000 Einwohner leben Und wo jede
Familie einen Garten Von etwo 1X2 Morgen be-

sitzt. Außerdem ist es dort den Dorfbewohnern
durch den bereits bestehenden zirkulierenden Orga-
nismus möglich, einem ausreichenden Nebenerwerb

nachzugehen, sei es in den nahegelegenen Städten,
im Walde oder auf den umliegenden Gütern.
Wenn der Verfasser glaubt, daß bei der Anlage
der oben genannten Siedlung von 400 Morgen
bei Ansiedlung von 100 Familien — also dem

10. Teil seines Heimatdorfes, sofort das gleiche
blühende Leben trotz der heutigen Krisenzeit in der
neuen Siedlung festzustellen sein würde, so beruht
das auf einem Trugschluß. Er vergißt, daß seine
Dorfgemeinschaft eine jahrhunderte lange organische
Entwickelung hinter fich hat, deren Wesen und

Vorzüge nicht von heute auf morgen geschaffen
werden können.

In der Siedlung follte man mit Experimenten
sehr vorsichtig fein, weil in ihrem Mittelpunkt der

Mensch und seine Lebensexistenz stehen. Der

konservative Charakter des Grund und Bodens
mit seinen Monopolen der Unvermehrbarkeit, Un-

zerftörbarkeit und Unbeweglichkeit ist eine Warnung
vor allzuübertriebenem Optimismus bei dem For-
schen und Trachten nach feinen besten Verwertungs-
möglichkeiten

Dr· Grebe.

Umfkhcm.
Streiflichter zum wirtschaftlichen Konjunkturverlauf.

Landwirtschaft.
Die Deutsche Nentenbank-Kreditanftalt untersucht

in ihrer 47 Seiten starken Schrift die »Kreditlage
der deutschen Landwirtschaft« (Verlag von Neimar

Hobbing). Diese Statistikder Verschuldung und bringt
nach einem geschichtlichen Überblick über die Ent-

wicklung der Kreditlage in den Jahren 1924—1930

den zahlenmäßigenNachweis für die immer weiter
um sich greifende Verschuldung der Landwirtschaft
unter gleichzeitiger Verminderung der Rentabilität
Die Zahlenreihe der Verfchuldung baut auf den im

ersten Abschnitt enthaltenen Übersichtender einzelnen
Verschuldungsteile auf. Die Gefamtverschuldung der

östlichenLandwirtschaft betrug nach diefen Erhebungen
je Hektar der Nutzfläche:
Größenklasse1924 1925 1926 1927 1928 1929 1930

Kleinbetriebe 227 271 310 357 386 417 447

Mittelbetr. 279 380 432 504 579 618 651

Großbetriebe 294 419 469 532 577 624 656

Der Verschuldungszuwachs in der gleichen Zeit
betrug je Hektar
GrößenklasseAufwertungs- Personal- Real- Jnsgesamt

schulden schulden schulden

Kleinbetriebe 57 151 126 220

Mittelbetriebe 70 289 153 372

Großbetriebe 96 352 106 362

Diese von Jahr zu Jahr steigende Verschuldung
hat einen entsprechend steigenden Zinsendienst zur
Folge gehabt, zumal sich der jeweilige Durchschnitts-
zinsfatz von landwirtschaftlichenKrediten von 1924
bis 1930 in fast ununterbrochen anfsteigender Linie

bewegte. Die Zinsbelaftung verschlechterte fich unter
den Größenklassen in den Jahren 1925X1926 zu
Ungunften der Großbetriebe. Seit dieser Zeit fteigt
die Zinsenbelastung, von geringen Schwankungen
abgesehen, in den drei Größenklassengleichmäßig

» duktion und Absatzbedingungen ungünstiger
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Nur relativ wenige Betriebe haben den Zinsendienst
aus dem Neinertrage bestreiten können, nämlich von

100 Betrieben:

Größkelnff
1924s25 1925X26 1926X27 1927s28 1928s29 1929j30

a en

Kleinbetriebe 35 38 37 49 54 42

Mittelbetr. 31 30 26 35 40 39

Großbetriebe 21 26 23 28 36 25

Das Verhältnis von Ertrag und Zinsendienst ist
in allen Jahren in den Großbetrieben ungünstiger
gewesen als in den Kleinbetrieben

Auch in Westdeutfchland ist eine ständig steigende
Verschuldung der Landwirtschaft zu beobachten. Die

Zinsen find dort je Flächeneinheit noch höher als

in Ostdeutschland. Trotzdem ift die Entwicklung der

östlichenLandwirtschaft wegen der schwierigen Pro-
Das

zeigt das in den westlichen und östlichenLandes-
teilen verschiedene Verhältnis von Reinertrag und

Zinsendienft, das ständig in Westdeutfchland günstiger
gewesen ist als in Ostdeutschland.

Diese Feststellungen werden durch den Schluß-
bericht des Enqueteausschusses bestätigt, der kürz-
lich unter dem Titel »Erzeugungs- und Absatz-
bedingungen der deutschen Wirtschaft« veröffentlicht
worden ift. Der Vorsitzende des Ausschusses,
Neichsminister a. D. Dr. Dernburg und die anderen

Verfasser der Abhandlung weisen insbesondere auf
die erhöhte Kostenlage der deutschen Wirtschaft im

Verhältnis zum Weltmarkt hin. Die Gründe liegen
in der Entwicklung des Binnenmarktes. Große
Kapitalien sind festgelegt worden, ohne eine ge-
nügende Nente zu bringen. Diese Fehlinvestierungen
des Kapitals hören auch heute noch nicht auf. Jn
der Frage der Lohn- und Preispolitik haben die

Gutachter kein abfchließendesUrteil abgegeben, da
die Entscheidung, ob die Gefährdung der Bevölkerung



s
.

größer ist bei verhältnismäßig hohem Lohn und
geringer Arbeitstätigkeit, oder bei niedrigem Lohnund umfangreicherer Arbeitstätigkeitzu schwierig fei.
Dabei ist die Selbstkostenfrage und die wegen des
zu hohen Lohnkontos fehlende Konkurrenzfähigkeit
der deutschen gegenüber der ausländischenWirtschaft
genügend zu berücksichtigen.Die Senkung der Selbst-
kosten Und der Preise unter gleichzeitiger Auflockerung
des Kartellwesens ist vielmehr die Kernfrage der

deutschen Wirtschaftspolitik, und zwar zugleich in der

Landwirtschaft und der Industrie. In der Land-
wirtschaft sind die Löhne nach dem September-
bericht des Preußischen Landwirtschaftsministeriums
(Lw. MBI. 31, 527) deshalb mit Recht verschie-
dentlich gesenkt worden. An anderen Stellen wurden
zu diesem Zweck Kündigungen ausgesprochen.

Bauwirtschaft.
Die Deutsche Bau- und Bodenbank, Berlin, hat

jetzt ihren Bericht über die Entwicklung der deutschen
Bauwirtschaft im ersten Halbjahr 1931 vorgelegt.
Danach blieben die Bauanträge in diesem Zeitraum
um 38«Z hinter der Vorjahreszeit zurück und er-

reichten nur eine Zahl von etwa 28500.
Die Wohnungsbauverhältnissebetrugen demnach

nur 72,8 OZder im ersten Halbjahr von 1930 er-
teilten Bauerlaubnisse. Im gleichen Zeitraum gingen
die Wohnungsbaubeginneum 38,7 EZim Verhältnis

;

zu den Neubauten im Vorjahre, und sogar umj
51,3 H im Verhältnis zu den Zahlen des ersten
Halbjahres 1929 zurück. Die Zahl der fertigge-
stellten Wohnungen blieb im ersten Halbjahr 1931
um 30 ZZgegenüber der entsprechenden Bauleistung
des Vorjahres zurück. Dieser Rückgang ist gleich-
mäßig in den verschiedenen Gemeindegrößenklassen
zu beobachten und erstreckt sich auf das gesamte
Reichsgebiet. Der öffentlicheHoch- und Tiefbau,
dessen Verlauf gemäß den Konjunkturbeobachtungen
sich immer von dem der privaten BautätigkeitX
unterscheidet, ist bei den Baugenehmigungen umj
etwa 31,9 Z, bei den Baubeginnen um 44,4 Z,
und bei den Bauvollendungen um 40,5 OXOgegen-
über der gleichen Zeit des Vorjahres zurückgegangen,
Entsprechend ist die Entwicklung in den Baustoff-
industrien und auf dem Arbeitsmarkt Von den
Mitgliedern der Gewerkschaften des Baugewerbes
waren im zweiten Vierteljahr 1931 etwa zwei
Drittel der für die gleiche Zeit im Jahre 1930
und noch nicht die Hälfte der für 1929 festgestellten
Zahl voll beschäftigt.

Die vorstehenden Zahlen kennzeichnendie starken
rückläufigenKonjunkturentwicklungen.Die Arbeits-
losigkeit im Baugewerbe steigt und droht noch weiter i

zkl steigen. Es ist daher nicht verwunderlich, daß ,
die ernsten Ausrufe, Mahnungen und Entschließungender an dem Fortgang der Bauwirtschaft interessierten
Veremigungen immer häufiger und dringenderWerden- Der Allgemeine Deutsche Gewerkschafts-bund veranstaltete am 25. September 1931 eine
KUngebUUg gegen Arbeitslosennot für Wohnungs-
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und Siedlungsbau. Als erster Redner forderte
Franz Spliedt, Vorstandsmitglied des A.D.G.,
durchgreifende Maßnahmen der öffentlichenHand
zur Beschaffung von Arbeitsmöglichkeitenunter all-
gemeiner Einführung der 40-Stunden-Woche. Der
Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes-
Bernhard, verlangte als Ausweg aus der bauwirt-
schaftlichen Krisis die öffentliche Förderung des
Straßenbaues,des Ausbaues der Wasserkräfte,der
Wasserschutzanlagenund des Brückenbaues, ohne
jedoch zu sagen, wie die Mittel für diese »staats-
politische Tätigkeit ersten Ranges« zu beschaffen
sind.

Ministerialdirektor Meyer beschäftigtesichzunächst
mit der Forderung der Arbeitgeberorganisationen,

s der Hausbesitzer und Hypothekenbanken und der
Mieterorganisationen aus Aufhebung der Hauszins-
steuer und versuchte die von diesen Wirtschafts
gruppen vorgebrachten Gründe zu widerlegen. Er
bekämpsteden Humarplan und forderte eine Reform
der Hauszinssteuer unter Erhaltung ihres bisherigen
Wohnungsbauanteils. Der Hinweis des Redners
auf die Bedeutung der Steuer als Grundlage für
die Versorgung der minderbemittelten Bevölkerung
mit Wohnungen zu tragbaren Mieten verdient
volles Verständnis. Die neue Notverordnung vom
6.10.1931 trägt diesen Forderungen in weitem

i Umfange Rechnung, da sie nur eine allgemeine
Kürzung der Hauszinssteuern um 20 v. H. vorsieht.
Finanzpolitisch ist diese Steuer aber dennoch in
der heutigen Form nicht zu rechtfertigen. Wir ver-

weisen hier auf unsere Ausführungenim September-
heft. Staatssekretär Krüger sprach über die Sied-
lung. Er bejahte die Möglichkeit, die Produktion
unserer Landwirtschaft zu steigern, sowie in ihrer
Qualität zu erhöhen und setzte sich für die Ansied-
lung auf das Land ein. Mit vollem Recht bemerkte
er, daß die Siedlungstätigkeit als Erwerbs-
losenhilfe aber in erster Linie den erwerbslos ge-
wordenen Landarbeitern zugute kommen müsse.
ÄhnlicheForderungen vertraten die bauwirtschaft-

; lichen Verbände in den Verhandlungen, die am
18. September 1931 unter Teilnahme von Vertre-
tern des Reichsfinanz-, Reichswirtschafts-und Reichs-
verkehrsministeriums und der Reichsanstalt für
Arbeitslosenversicherungbeim Reichsarbeitsminister
stattfand.
Schließlichverdient die am 19. September 1931

gewesene Tagung des Verbandes Rheinischer Bau-
genossenschaften und des Verbandes Westfälischer
Baugenossenschaften erwähnt zu werden. Dort
sprach der Direktor des Hauptverbandes Deutscher
Baugenossenschaften, Oberregierungs-Rat a. D.
Dr. Weber, über die Auswirkungen der gegenwär-
tigen Wirtschaftslage auf die gemeinnützigenBau-
vereine. Seine Gedanken fanden ihre Bestätigung
in der nachfolgenden Rede des PreußischenVolks-
wohlfahrtsministers Dr. Hirtsiefer und in der ein-
stimmigen Annahme einer Entschließung Nach ihr
sollen die Regierungen und Parlamente mit größtem



Ernst und Nachdruck darauf aufmerksam gemacht
werden, daß der ungehemmte Fortgang der Arbeits-

losigkeit und die gleichzeitig zusammenschrumpfende
Kaufkraft der breiten Kreise die Wirtschaftslage
der gemeinnützigenWohnungsunternehmungen, der

Hauptträger des Kleinwohnungsbaues, auf das

schwerste bedrohen. Deshalb werden befchleunigte
und wirksame Hilfsmaßnahmen für die Klein-

wohnungswirtschaft gefordert, insbesondere
a) Verzicht auf Zinsen fürHauszinssteuerhypotheken. ;

b) Tilgungsaufschub für Hypotheken aller Art,
c) Freistellung der seit 1924 errichteten Neubauten

von den gemeindlichen Grundsteuerzuschlägen
d) Gleichstellung der fozial Bedrängten bei Miets-

erleichterungen in Alt- und Neubauwohnungen,
e) unverminderte Aufrechterhaltung der Hauszins-

steuer für die Zwecke der Wohnungswirtschaft,
f) geeignete Maßnahmen zur Flüssigmachung be-

willigter Hypotheken
Der in den vorstehenden Angaben zum Ausdruck

kommende Konjunkturrückfchlaggebietet auch nach
unserer Meinung vorforgende Maßnahmen des

Staates für die Bauwirtfchaft, die zwar sorgfältig
durchdacht, aber dennoch schnell getroffen werden

müssen. Die Schwierigkeiten liegen in der Finan-
zierung der Bauaufgaben, bei der gegenwärtigen

Geldkrise insbesondere in der Beschaffung und Ab-

lösung des Hypothekarkredits.
Damit vermietbare, dem verringerten Einkommen

der Bevölkerung entsprechende Wohnungen erstellt
werden können, müssen auch die Baukosten noch
weiter gesenkt werden. Dies gilt in verfchärftem
Maße für die Siedlungsbauten, die als Fertig-
siedlungen in der bisherigen Form eine zu hohe
Nente des Siedlers zur Folge haben. Alsdann

bringt die rückläufigeKonjunkturveränderung eine Um-

wandlung in der Standortwahl der Bauten zu gunsten
der ländlichen Siedlung und der Stadtrandsiedlung.

Auch die Deutsche Bau- und Bodenbank weist
darauf hin, daß die landwirtschaftliche Siedlung und

die Ansiedlung hauptberuflich in der Stadt tätiger Per-
sonen auf kleine Landstellen im Umkreis der Großstädte
an Bedeutung wachse.

Geldwirtschaft.

Die am 1. Oktober 1931 in Kraft getretene Banken-

aufsicht hat den Zweck, die Regierung mehr als

bisher über den Stand der deutschen Geldwirtfchaft
zu unterrichten und die allgemeine Bankpolitik vom

Standpunkt der deutschen Gesamtwirtschaft zu beein-

flufsen. Ob dieser Zweck erreicht werden wird, ist
zweifelhaft, da die Berichte des Bankkommissars bei

dem heute so schwierigen und schnelle Entscheidungen
fordernden Kreditverkehr wohl fast immer zu spät
kommen dürften. Uberraschungen werden nicht zu
vermeiden sein. Es wirkt zwar beruhigend, daß
die Neichsregierung und der Neichsbankpräsident
vor der Offentlichkeit immer wieder das Versprechen
erneuern, eine neue Inflation unter allen Umständen
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zu vermeiden. Die Nachrichten aus England be-

weisen jedoch, daß die Abkehr vom Goldftandard
dort einen großen Aufschwung der Wirtschaft mit

sich gebracht habe. Es ist heute sogar in der

Finanzwelt anerkannt, daß die letzten englischen
Währungsmaßnahmen zu den wirtschaftspolitischen
Bestleistungen der letzten Jahre gehören. Für

Deutschland wären diese und ähnliche Experimente
aber nicht zu rechtfertigen, weil die deutschen
Schulden im wesentlichen auf »Goldmark« lauten

oder in Fremdwährungen abgeschlossen sind, während
die englischen Verbindlichkeiten meist Pfundver-
pflichtungen sind. Es kommt hinzu, daß England
reich und nur illiquid, Deutschland aber weder reich
noch liquid ift. Die Folge der gegenwärtigen
deutschen Währungspolitik ist aber eine Kreditver-

knappung, die mit dem wirtschaftlichen Zusammen-
bruch auch der besten und zum Teil nur wenig
verfchuldeten Unternehmungen verbunden ist. Unter

diesen Auswirkungen leidet die deutfche Bauwirt-

schaft mit ihrem hohen Kapitalbedarf am meisten
Von allen Wirtschaftszweigen. Die Erwerbslosen-
ziffern zeigen, daß die gesamte Wirtschaft von der

Bauwirtfchaft als einem Schlüsfelgewerbe zur Be-

lebung des gesamten Arbeitsmarktes im hohem
Maße abhängig ist. Es find deshalb schon viele

Projekte aufgetaucht, die den Spargedanken in der

Bau- und Siedlungswirtschaft aufheben und das

Kreditvolumen erhöhen wollen. Aber die Reichs-
bank fordert für diefe Maßnahme ein gesteigertes
Handelsvolumen als unerläßlicheVoraussetzung

Dieser Grundsatz ist nach der Quantitätstheorie
richtig und hat sich bereits praktisch bewährt· Er

darf aber nur so verstanden werden, daß der Kredit

der Notenbank eine produktive Anlagemöglichkeit
voraussetzt, denn gesteigerter Handel kann nur die

Folge einer bereits erhöhten Produktion sein. Wenn

das Geld im Baumarkt an der richtigen Stelle an-

gelegt wird, dann ist die Anlage auch heute noch
produktiv. Dies sind die städtifchenKleinwohnungen
und die ländlichen Siedlungen. Darum müssen
diese Wirtschaftszweige gefördert werden, aber nur

» mit inländischem Kredit, der ohnedies die einzige
Möglichkeit ist. Außerdem würde der ausländische
Kredit eine weitere ungerechtfertigte Abhängigkeit
vom Ausland herbeiführen Die geplante inter-

nationale Weltwährung würde daran nichts ändern.
Wenn dieses Ziel der Krediterweiterung für die

Bau- und Siedlungswirtschaft auch weit verbreitete

Anerkennung findet, fo sind die Wege zum Ziel um-

somehr umstritten. Uns scheint die oft empfohlene
Ausgabe neuer Neichsbanknoten unter Verminderung
der Deckungsrenze aber gefährlicher als die in einem

besonderen Aufsatz im Septemberheft eingehend be-

gründete Schaffung eines neuen Geldsurrogats zu

sein, da eine fast ausschließlichauf Handelswechsel
aufgebaute Währung an Vertrauen verliert. Daß
die Neichsregierung derartigen neuen Plänen aber

abgeneigt ist, folgt nicht nur aus den wiederholten
Erklärungen, sondern auch aus den Bestimmungen



des Teils 5, Kapitel 9 der Notverordnung vom

6. Oktober 1931, nach denen die Ausgabe von

Notgeld unter erhebliche Strafe gestellt werden soll.
Diese Vorkehrungen gegen die Ausgabe von Notgeld

sind allerdings zu begrüßen, denn dieses Geld-

surrogat bedeutet im Gegensatz zu einer zentral
kontrollierten Binnenwährung mit fester Deckung
und beftimmtem Umlaufskontingent eine unüberseh-
bare Aufblähung des Zahlungsmittelumlaufs.

Auswege.

Die dritte Verordnung des Neichspräsidenten zur

Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 6. Ok-

tober 1931, die in allen Kreisen der Wirtschaft
schon mit Spannung erwartet wurde, sollte die

Auswege für den wirtschaftlichen Fortschritt schaffen.
»

Das Studium dieses 30 Seiten starken Gesetzeswerkes
läßt die Erfüllung dieser Hoffnung zweifelhaft er-

scheinen. Es ist jedoch nicht zu verkennen, daß die

Notverordnung Wegzeichen für die aus den vor-

stehenden Betrachtungen des Konjunkturverlaufs sich
ergebende Wirtschaftsrichtung enthält. Der hier vor

allem interessierende Teil 4 »Wohnungs- und Sied-

lungswesen« (vergl. Gesetzesteil) bringt Rahmen-
vorschriften für die tatkräftigeFörderung der Stadt-

Landbewegung mit dem Ziele, »die Seßhaftmachung
der Bevölkerung auf dem Lande zu fördern, die Er-

werbslosigkeit zu vermindern und den Erwerbslosen
den Lebensunterhalt zu erleichtern«. In den Einzel-

(

der Stadtrandsiedlung soll noch in diesem Herbst
in Angriff genommen werden. Mit dem Lande

Preußen sind bereits Vereinbarungen über die

Vereinfachungen und Beschleunigung des Verfahrens
zustande gekommen. Es ist zu hoffen, daß die

Ausführungsbestimmungen des Neichskommissars
eine elastische Siedlungsplanung unter Befreiung
von allen Fesseln bürokratischerVorschriften einschl.
der baupolizeilichen Bestimmungen möglichmachen
werden. Nur dann können die Stadtplanungen
durch zielbewußte,der örtlichenWirtschaftslage ge-

recht werdende Erweiterungen mit dem flachen
Lande organisch verbunden werden. Diese For-
derung ist von Generaldirektor Nadolny in seinen-
Auffatz »Menschen aufs Land« (Königsberger All-

gemeine Zeitung vom 4. Oktober 1931) eingehend
begründet worden. Für die ostpreußifcheErwerbs-

losensiedlung soll nach diesen Ausführungen die

Einrichtung der 2—4 Morgen-Stellen zur Ausnahme
gehören, weil die ertragreichste Verwertung dieser
Stellen, nämlich ein großzügiger Gemüsebau, hier
nur beschränkteAbsatzmöglichkeitenhat. Für solche
Siedlungen werden nämlich zahlenmäßig nur wenige
Stellen innerhalb der Randsiedlung um Königsberg
und die größeren Provinzstädte in Frage kommen.

In Ostpreußenwird die regelmäßige Verwendung
.

des Bodens im Anbau der für die Siedlerfamilien

heiten werden die richtigen Voraussetzungen für die -

Senkungen der Siedlungskosten geschaffen. Zur Auf-
bringung der Mittel für die Senkung der Siedlung
müssendieLänd er vom Nechnungsjahr 1932 ab von dem

Aufkommen aus der Steuer über den Geldentwertungs-
ausgleich bei bebauten Grundstücken (in Preußen:
Hauszinssteuer) einen Teilbetrag an das Reich ab- «

führen. Die Höhe der einzelnen Leistungen wird

jährlich von der Neichsregierung im Benehmen mit den

zuständigen Ausschüssen des Neichsrats festgesetzt.
Soweit die auf diese Weise aufkommenden Mittel

nicht ausreichen —— dieser Fall wird sicher eintreten —

s

wird der Reichsfinanzminister ermächtigt, die er-

forderlichen Mittel bereitzustellen. Es handelt sich
demnächst bei fast allen Vorschriften nur um

Ermächtigungen an die ausführenden Stellen. Der -

Erfolg der Maßnahme wird daher davon abhängen,
wie diese Vollmachten ausgenutzt werden. Zu
begrüßen ist, daß durch den

kommifsar für das ganze deutsche Neich eine einheit-
liche Leitung in Siedlungsfragen gewährleistet fein
dürfte.
Amtes auf den Neichsarbeitsminister über. Es
wäre wohl besser gewesen, sie sofort dem Reichs-
arbeitsminister zu übertragen, da das Reichsarbeits-
mnifterium heute bereits über eine mit diesen Fragen
VertWUte, fachkundigeVerwaltungsorganisation ver-

fügt Und ein Nebeneinanderlaufen der Arbeiten

dieses Ministeriums und der des Siedlungskommissars
zur Verteuerung unserer Verwaltung führen kann.

. besserten,

notwendigen Nahrungsmittel und des Futters für
die Viehhaltung gegeben sein. Bei den größeren
Stellen muß die Viehhaltung auf den Absatz, demnach
den Geldertag, abgeftellt werden und zur Erreichung
größerer Erfolge spezialisiert werden. Wo Absatz-
möglichkeiten nicht vorhanden und auch bei ver-

vom Siedlungsträger einzurichtenden
Organisationen nicht geschaffen werden können, bleibt

der bäuerliche Kleinbetrieb von 15—20 Morgen,
je nach der Güte des Bodens, auch für die Ansiedlung
von Erwerbslosen der einzige Ausweg. Denn als

oberster Grundsatz muß immer die Erwägung gelten,
daß die Erwerbslosen bei der Umsiedlung unmittelbar

durch den Bodenertrag und mittelbar durch verbesserte
Nebenerwerbsmöglichkeiten der Erwerbslosigkeit für
immer entzogen werden sollen.

Die Umwandlung der Hauszinssteuer ist in der

Notverordnung nicht abfchließendgeregelt. Zum
»

Ausgleich der ab 1932 durch die Fälligkeit der Auf-

Seine Befugnisse gehen bei Erlöschen des s

Das Erwerbslosenfiedlungsprogrammin der Form f
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; wertungshypotheken eintretenden Mehrbelastung ist
Neichssiedlungs-

«

eine allgemeine Senkung der Hauszinssteuer um

20 v. H. angeordnet. Die Notverordnung enthält
noch viele wichtige Maßnahmen zur Belebung der

Wirtschaftskonjunktur, deren Würdigung den Rahmen
dieser Besprechung überschreitet Es muß jedoch
leider hervorgeboben werden, daß die Frage der

Selbstkostensenkung durch eine einschneidende An-

gleichung der Löhne und Preise nicht geregelt ist.
Sie bleibt demnach den eigenen Verhandlungen
der Verbände vorbehalten. Mögen diese Ver-

handlungen im weiteren unter Einhaltung des von

der Neichsregierung gewünschten»Burgfriedens» zu
einer befriedigenden Lösung führen. Dr. F. N.
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Gesetze, Verordnungen und Erlaffe.
NdErL d. MfHuG., zugleich im Namen des Pr.
MPräs. u. sämtl. Staatsminister, o. 29. 7.1931,

betr. innerdeutsche Wirtschaftsgrenzen — VI 5204

Erl» II 7488 So. —

Schr. d. NWiM.v. 11.7.1931 — 111A 1164,-31—.

In letzter Zeit sind mir zahlreiche Klagen über
die Bestrebungen einzelner öffentlicherBeschaffungs-
ftellen mitgeteilt worden, bei der Vergebung von

Aufträgen, das orts- oder bezirksansässigeGewerbe

gegenüber auswärtigen Bietern in wirtschaftlich nicht
zu rechtfertigender Weise zu bevorzugen. Die Be-

rechtigung zu einer besonderen Berücksichtigungorts-

ansäffiger Unternehmer kann nur insoweit anerkannt

werden, als si sich im Rahmen der Bestim-
mungen der »Verdingungsordnung für Bau-

leistungen« (Teil A, § 26, 3) bewegt. Dagegen
würde ein grundsätzlicherAusschluß auswärtiger
Bieter oder aber ihre Nichtberücksichtigungtrotz

offensichtlich günstigerer Angebote gesamtwirtschaft-
lich äußerst ungünstige Wirkungen haben. Ich bin

der Auffassung, daß regionale Abgrenzungen, die

die Einheitlichkeit des deutschen Wirtschaftsgebietes
aufheben, bei Vergebungen öffentlicher Körper-

fchaften keinesfalls Platz greifen dürfen, und daß
es notwendig ist, einer derartigen Entwicklung recht-
zeitig und mit Nachdruck entgegenzutreten

Ich bitte daher ergebenst, die Beschaffungsstellen
Ihres Landes noch einmal anzuweisen, bei den

Vergebungen meiner Anregung entsprechend zu ver-

fahren. Ferner wäre ich dankbar, wenn Sie in

gleichem Sinne auch auf die Gemeinden und sonstige
Ihrer Aufsicht unterstehenden öffentlichen Körper-

schaften einwirken würden.

Mit Wahrnehmung der Geschäfte beauftragt:
Trendelenburg, Staatsfekretär.

An die Regierungen der Länder.

Ich ersuche ergebenst, bei der Vergebung von

Aufträgen entsprechend der Anregung des RMiM.

zu verfahren.
Weitere Mitteilung erfolgt nicht.

I.A.: Römhild.

An die Behörden sämtlicher Zweige der preußischen
Staatsverwaltung

(VMBl. Sp. 903.)

Mieterschutz.
Vdg. d. MfV. v. 12. 9. 1931 über die Aufhebung
des Mieterschutzes beiNeubauten —- Il 3211X11.9.—

Auf Grund des § 33 Abf. 3 des Gesetzes über

Mieterschutz und Mieteinigungsämter in der Fassung
der Bekanntmachung vom 7. 2. 1928 (NGBI. I,
S. 25) wird folgendes angeordnet:

Einziger Paragraph.
Die Verordnung über Mieterfchutz bei Neubauten

vom 16. 3. 1928 (GS. S. 30) in der Fassung der

70

Verordnungen vom 27. 2. 1931 (GS. S. 12) und

vom 20. 3. 1931 (GS. S· 35) tritt am 1. 4. 1932

außer Kraft.
Hirtsiefer.

(VMBl. Sp. 905).

Vdg. d. MfV. v. 17. 9. 1931 über die Aufhebung
des Schiedsverfahrens vor dem Mieteinigungsamt

— ll3200X29.8. —

Auf Grund des § 52a des Gesetzes über Mieter-

schutz und Mieteinigungsämter in der Fassung der

Bekanntmachung vom 17. 2. 1928 (RGBl. S. 25)
wird folgendes angeordnet:

Einziger Paragraph.
Die Verordnung über ein Schiedsverfahren vor

dem Mieteinigungsamte vom 28. 3. 1927 (GS. S.36)
tritt mit fofortiger Wirkung außer Kraft.

Hirtsiefer.
(VMBl. Sp. 905).

Dritte Verordnung des Neichspräsidenten

zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen
und zur Bekämpfung politifcher Ausschrei-

tungen. Vom 6. Oktober 1931.

Vierter Teil

Wohnungs- und Siedlungswesen.

Kapitel l.

Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundstücken.

§ 1

(1) Die Steuer, die nach dem Gesetz über den

Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundstücken
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1.Iuni1926

(Neichsgesetzbl.l S. 251) in den Ländern und Ge-

meinden erhoben wird (Gebäudeentfchuldungssteuer),
ist vom 1. April 1932 ab für die Zwecke des Abs. 3

in allen Steuerstufen um 20 vom Hundert zu senken.
(2). Der Senkung zugrunde zu legen ift der volle

Jahresbetrag der Steuer, der für das Rechnungs-
jahr 1930 Geltung hatte, ohne Berücksichtigung der

niedergeschlagenen oder erlassenen Beträge.
(3) Durch die Senkung nach Abf. 1 und 2 gilt

der Betrag, der den Eigentümern in der Miete zur

Verzinsung aufgewerteter Hypotheken und des Eigen-

kapitals zu belassen ist, als abgegolten; damit ent-

fällt die Ermäßigung nach § 2 Abs. 3 Satz 6 bis

9 des Gefetzes über den Geldentwertungsausgleich
bei bebauten Grundstücken in der Fassung des

Kapitels Il, Sechster Teil der Zweiten Verordnung
des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft
und Finanzen vom 5. Juni 1931 Reichsgesetz-
blatt I S. 279).

§ 2.

Die Landesregierungen können mit Zustimmung
des Neichsministers der Finanzen zur Abgeltung des

Betrags, der den Eigentümern in der Miete zur

Verzinsung aufgewerteter Hypotheken und des Eigen-
kapitals zu belassen ist, an Stelle der Senkung nach
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§ 1 die Gebäudeentschuldungssteuernach § 2 Abs. 3

Satz 6—9 des Gesetzes über den Geldentwertungs-
ausgleich bei bebauten Grundstückenin der Fassung
des Kapitel ll, Sechster Teil der Zweiten Verord-
nung des Reichspräsidentenzur Sicherung von·Wirt-
schaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 ermaßigen.

§ 3.

Die Gebäudeentschuldungssteuerdarf über den sich
nach §§ 1, 2 ergebenden Betrag hinaus nicht erhöht
werden. Entgegenstehende Bestimmungen treten mit

Wirkung vom 1. April 1932 außer Kraft.
§ 4.

Soweit die Gebäudeentschuldungssteuernach den

Landesbestimmungen mit Rücksichtauf die Hilfsbe-
dürftigkeit der Mieter zu stunden und niederzuschlagen
ist, haben die Landesregierungen zu bestimmen, ob
und in welcher Weise die Auswirkungen der Steuer-
senkung auf Grund von §§ 1, 2 für hilfsbedürftige
Mieter unter Mitwirkung der Fürsorgeverbändeaus-

zugleichen sind.
§ 5.

Die Länder haben für die Umschuldung der Ge-
meinden (Gemeindeverbände) in den Rechnungs-
jahren 1932, 1933, 1934 und 1935 aus dem Auf-
kommen der Gebäudeentschuldungssteuerdie nach
Maßgabe des Dritten Teils Kapitel ll erforderlichen
Beträge zur Verfügung zu stellen.

§ 6.
Die nach diesem Kapitel erforderlichen Anord-

nungen trifft die Landesregierung.

Kapitel Il.

LandwirtschaftlicheSiedlung, vorstädtischeKlein-
siedlung, Bereitstellung von Kleingärten für Erwerbs-

lose.
§ 1.

Um die Seßhaftmachungder Bevölkerungauf dem
Lande zu fördern, um die ererbslosigkeit zu ver-

mindern und ererbslosen den Lebensunterhalt zu
erleichtern, werden die landwirtschaftliche Siedlung
sowie die Kleinsiedlung in der Umgebung von

Städten und größeren Jndustriegemeinden (Vor-
städtischeKleinsiedlung) und die Bereitstellung von

Kleingärten für Erwerbslose nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen gefördert.

l. Allgemeines.

§ 2.
Von den Mitteln, die nach den Vorschriften über

den Geldentwertungsausgleichbei bebauten Grund-
stücken zur Förderung der Bautätigkeit auf dem
Gebiete des Wohnungs- und Siedlungswesens be-
fkfmmhhaben die Länder vom Rechnungsjahr 1932 ab
ka PielandwirtschaftlicheSiedlung, die vorstädtische
Klemfiedlungund die Bereitstellung von Kleingärten
fur Erwerbsloseeinen Teilbetrag an das Reich oder
die Von der Reichsregierungbestimmte Stelle abzu-
führM Die Höhe dieses Betrages und das Ver-
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hältnis, nach welchem der Betrag auf die Länder
umgelegt wird, werden jährlich von der Reichs-
regierung im Benehmen mit den zuständigen Aus-
schüssendes Reichsrats festgesetzt. Diese Bestimmung
tritt für die landwirtschaftliche Siedlung an die
Stelle des § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Förderung
der landwirtschaftlichenSiedlung vom 31. März 1931

(Reichsgesetzbl.I S. 122).

§ 3.

Soweit die im § 2 bezeichneten Mittel nicht aus-

reichen, wird der Reichsminister der Finanzen er-

mächtigt, die erforderlichen Mittel bereitzustellen.

§ 4.
Die Arbeiten zur Aufschließungdes Geländes und

und zur Errichtung der notwendigen Baulichkeiten
sind gemeinnützigund zusätzlichim Sinne des § 139a
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung.

ll· Landwirtschaftliche Siedlung.
§ 5.

(1) Die Mittel, die auf Grund der §§ 2 und 3
für die landwirtschaftlicheSiedlung zur Verfügung
gestellt werden, fließendem Zweckvermögenbei der
Deutschen Siedlungsbank zu, das ihr vom Reich auf
Grund des § 3 des Dritten Abschnitts (Osthilfe)
der Verordnung des Reichspräsidenten vom
26. Juli 1930 (Reichsgesetzbl.l S. 311) überwiesen
worden ist. Die Deutsche Siedlungsbank darf das
Zweckvermögenauch für sonstige der landwirtschlichen
Siedlung dienende Zwecke, insbesondere für die

Auswahl, Schulung und Beratung von Siedlern,
Verwenden; der Reichsarbeitsminister bestimmt im

f Ginvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen
den Betrag, der jährlich für diese Zwecke verwendet
werden darf, und regelt die Verwendung-

(2) Die im Absatz 1 bezeichneten Mittel, sollen
insbesondere auch für die Ansiedlung von Land-
arbeitern Verwendung finden.

§ 6.
Jn jedem beteiligten Lande ssoll ein Staats-

kommissar bestellt werden, der die einheitliche Durch-
führung der landwirtschaftlichen Siedlung in dem
Lande gewährleisten soll. Dem Staatskommissar
stehen insbesondere die im § 7 der Verordnung zur

» Behebung der dringendsten Wohnungsnot vom 9.De-
zember 1919 (Reichsgesetzbl.S. 1968) den Bezirks-
wohnungskommissaren gegebenen besonderen Be-
fugnisse zu. Er kann diese Befugnisse nachgeordneten
Stellen übertragen.

§ 7.

Um das Verfahren zur Begründung von Sied-
lungen im Sinne des Reichssiedlungsgesetzeszu er-

leichtern, zu beschleunigen und zu verbilligen, kann
der Reichsarbeitsminister von reichsrechtlichen, der
Staatskommissar von landesrechtlichen Vorschriften
abweichende Bestimmungen erlassen. Diese können sich
insbesondere erstrecken auf das Verfahren, in dem die
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Aufwendungen zur Regelung der öffentlich-rechtlichen
Verhältnisse festgesetzt, werden, auf die Übernahme
der Siedlerstellen in das Grundbuch Und auf das

Verfahren der Siedlungsbehörden.

§ 8.

Die Reichsregierung kann, sofern nicht aus-

reichende landesrechtliche Vorschriften bestehen,
bestimmen, daß nach der Einleitung eines Sied-

lungsverfahrens im Sinne des Reichssiedlungs-
gesetzes auf Ersuchen der zuständigen Landes-

siedlungsbehörde im Grundbuch ein Vermerk über

das eingeleitete Verfahren einzutragen ist (Sied-
lungssperrvermerk). Der Vermerk hat die Wirkung,
daß die später eingetragenen privatrechtlichen Be-

lastungen dem Siedler gegenüber unwirksam und

Veräußerungen des Grundstücks durch den Eigen-
tümer ohne Genehmigung der Siedlungsbehörde
nichtig sind. Die Löschung des Vermerks erfolgt
nur auf Ersuchen der Siedlungsbehörde.

3. VorstädtischeKleinsiedlung und Bereit-

stellungvonKleingärtenfürErwerbslose.

9.

(1) Um die vorstädtischeKleinfiedlung und die

Bereitstellung von Kleingärten für Erwerbslose
beschleunigt einzuleiten, wird ein Reichskommifsar
bestellt. Er untersteht dem Reichskanzler. Die

Reichsregierung bestimmt die Dauer feines Auf-
trages. Im Benehmen mit der Landesregierung
werden Stellvertreter des Reichskommissars bestellt.
Der Reichskommisfar kann im Benehmen mit der

Landesregierung seine Befugnisse anderen Behörden

übertragen.
(2) Die Reichs-, Landes- und Gemeindebehörden

sowie andere Körperschaften des öffentlichenRechtes
haben dem Reichskommissar und seinen Beauf-
tragten jede zur Durchführung seiner Aufgaben
dienliche Verwaltungshilfe unentgeltlich zu leisten.

§ 10.

Der Reichskommissar soll die Eigentümer geeig-
neten Siedlungslandes, insbesondere Körperschaften
des öffentlichenRechts (Reich, Länder, Gemeinden,
Gemeindeverbände), die geeignetes Land besitzen,
anhalten, Land zur Verfügung zu stellen.

§ 11.

(1) Steht geeignetes Land in passender Lage
zu angemessenem Preise nicht zur Verfügung, fo
kann der Reichskommissar geeignete Grundstücke
gegen angemessene Entschädigung enteignen. Durch
Enteignung ist zunächstLand der öffentlichenKörper-

schaften in Anspruch zu nehmen, soweit es nicht für
dringenden öffentlichenBedarf benötigt wird. Die

Enteignung landwirtschaftlicher und gärtnerischer

Familienbetriebe ist ausgeschlossen; ebenso soll von

der Enteignung solcher Betriebe abgesehen werden,
deren Erhaltung aus allgemeinen wirtschaftlichen
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Gründen geboten erscheint. Gefährdet die Ent-

eignung von Teilen selbständigerlandwirtschaftlicher
und gärtnerifcherBetriebe den Bestand des Betriebes,

fo ist entweder eine entsprechend höhere Entschädi-
gung festzusetzenoder der Gesamtbetrieb zu enteignen.
Das Nähere wird durch die Ausführungsbestimmungen
geregelt.

(2) Auf die Enteignung finden die Vorschriften
der §§ 4 und 5 der Verordnung zur Behebung der

dringendsten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919

(Reichsgesetzbl. S. 1968) mit der Maßgabe sinn-
gemäß Anwendung, daß

a) der Enteignungsbescheid, sofern nichts anderes

bestimmt wird, die Befitzeinw eifung in sichschließt,
b) die Entschädigung vom Reichskommiffar nach
Anhörung von Sachverständigen endgültig fes -

gesetzt wird.

(3) Die Ausführungsvorschriften zu der Ver-

ordnung vom 9. Dezember 1919 finden finngemäß
Anwendung, soweit der Reichskommissar nicht
etwas anderes bestimmt.

§ 12.

Wird das enteignete Grundstück nicht innerhalb
eines Jahres seit der Zuftellung des Enteignungs-
bescheides oder binnen einer vom Reichskommissar
bestimmten Frist für die Zwecke dieser Verordnung
verwendet, so hat der Enteignete oder sein Rechts-
nachfolger binnen eines weiteren Jahres einen An-

spruch auf Rückübereignung des Grundstücks gegen

Erstattung der Entschädigung

§ 13.

Die Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung vom

31. Juli 1919 (Reichsgesetzbl. S. 1371) findet mit

der Maßgabe Anwendung, daß die nach § 5 Abs. 2

und 3 der Landeszentralbehörde und den Ver-

waltungsbehörden übertragenen Befugnisse dem

Reichkommisfar zustehen. Vor der Entscheidung
über einen angemessenen Pachtzins hat der Reichs-
kommifsar Sachverständige zu hören; seine Ent-

scheidung ist endgültig. Die Ausführungsvorfchriften

zu der Verordnung vom 31. Juli 1919 finden sinn-
gemäß Anwendung, soweit der Reichskommisfar
nicht etwas anderes bestimmt.

§ 14.

Der Reichskommissar kann Pacht- und Nutzungs-
rechte gegen angemessene Entschädigung aufheben.
Auf das Verfahren finden die Vorschriften des

§ 11 entsprechende Anwendung.

§ 15.

Dem Reichskommifsar stehen die in der Ver-

ordnung zur Behebung der dringendsten Wohnungs-
not vom 9. Dezember 1919 (Reichsgesetzbl·S. 1968)
insbesondere im § 7 den Bezirkswohnungskommisfaren
gegebenen besonderen Befugnisse mit der Maßgabe

zu, daß er auch Befreiungen von reichsrechtlichen
Vorschriften eintreten lassen kann.
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§ 16.

Für die vorstädtischeKleinsiedlung soll Land in
der Regel nur erworben werden, wenn durch
Stundung des Kaufpreises oder durch Vereinbarung
mit den Hypothekengläubigerndafür Sorge getragen
wird, daß keine erheblichen Barzahlungen zu leisten
sind. Der Neichskommissar kann in diesenFallen
mit Zustimmung des Neichsministers der Finanzen
die Neichsbürgschaftfür die aus dem Erwerbedes
Landes entstehenden Verbindlichkeiten gegenuber den

Gläubigern übernehmen.

§ 17.

Kleinsiedlern, die als Pächter oder «Erbbau-
berechtigte angesiedelt werden, soll die Möglichkeit
gegeben werden, das Land als Eigentum zu
erwerben.

§ 18.

Die Vergebung von Kleinsiedlungsstellen oder
Kleingärten soll davon abhängig gemacht werden,
daß der Bewerber persönlich geeignet ist und daß
er während einer gewissen Mindestzeit an der
Aufschließung des Geländes oder an der Errichtung
der Baulichkeiten mitgearbeitet hat. Sie kann
weiterhin davon abhängig gemacht werden, daß er

sich einer Beratung für die Bewirtschaftung seines
Geländes unterwirft und daß er sich zu einem
genossenschaftlichenZusammenschluß,insbesondere
für den Absatz seiner Erzeugnisse verpflichtet.

§ 19.

(1) Soweit Kleinsiedlerstellen hypothekarischbe-
Iiehen werden, kann der Neichskommissarmit Zu- s

stimmung des Reichsministers der Finanzen die
Bürgschaft für das Kapital sowie den Zinsen- und
Tilgungsdienst der prothekenforderung übernehmen.

(2) Der Reichskommissar kann die Übernahme
der Bürgschaft davon abhängig machen, daß die
Gemeinde oder der Gemeindeverband die Rück-
bürgschaftübernimmt.

(3) Der Reichskommissarkann mit Zustimmung
des Neichsministers der Finanzen Zinszuschüssezur
Verbilligung der Hypothekendarlehen gewähren.

§ 20.

Auf die Durchführungder vorstädtischenKlein-
siedlung finden die Bestimmungen des § 29 des

Neichssiedlungsgesetzesentsprechende Anwendung.

4. Schlußbestimmungen
§ 21.

Die Neichsregierung kann zur Durchführungund
Ergänzung dieses Kapitels Nechtsverordnungen und
allgemeine Verwaltungsbestimmungenerlassen. Sie
kann dabei von bestehenden reichs- und landes-
rechtlichen Vorschriften abweichen.

§ 22.
Wenn das Amt des Neichskommissars(§ 9) er-

lischt, gehen seine Befugnisse aus dem §§ 9 ffan
den Neichsarbeitsministerüber.

23§ .

Die Vorschriften dieses Kapitels treten mit ihrer
Verkündungin Kraft.

Nachrichten des Bau- und Siedlungsmarktes.
Bauwirtschaft.

Wenn wir in unserem vorigen Bericht sagten,
daß die infolge der Kreditschwierigkeiteneingetretene
Einschränkungin der Bautätigkeit bis Ende Juli
auf den Arbeitsmarkt im Baugewerbe noch keinen
sichtbaren Einfluß gehabt hatte, so zeigt sich im
August schon deutlich die Wirkung. Bis Ende August
stieg die Zahl der arbeitsuchenden Bauhandwerker
in Ostpreußen von 4964 auf 6560 und zeigt damit
eine Steigerung, wie sie in früheren Jahren erst
mit Beendigung der Bausaison, also im Oktober,
einzutreten pflegte. Folgende Zahlen zeigen, wie
in diesem Jahre im Vergleich zu 1930 seit April
die Zahl der arbeitsuchenden Bauhandwerker pro-
zentual sichgegenüber dem Vormonat verändert hat.
Die Zahl der Arbeitsuchenden sank bezw. stieg

1931 1930

Von April auf Mai um — 40,0 v. H. —- 37,0 v. H.
von Ykaiauf Juni um — 24,4 »

— 20-4 »

VON
zsUIIiauf Juli um — 5,5 »

— 4,7 »

von Juli auf August um qL 32,2 » i 16,2 »

»

Die Steigerungder Arbeitslosigkeit ist in diesem
Bahre IM August also doppelt so groß gewesen
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als :

im Vorjahr. Es wurde schon wiederholt darauf
hingewiesen, daß in diesem Jahr die Zahl der arbeit-
suchenden Bauhandwerker durchweg höher war als
in den Vorjahren. Das zeigt sich in der für Ende
August ausgewiesenen Zahl besonders scharf: die
Zahl der Arbeitsuchenden ist mit 6560 um rd. 1600
höher als im Vorjahr.

Eine weitere Folge der Einschränkungder Bau-
tätigkeit war die Stillegung oder die Einschränkung
der Produktion bei einer Anzahl von Ziegeleien und
Sägewerken, da die Rentabilität der Produktion
durch die verminderte Nachfrage immer mehr nach.
ließ. Ein Teil der Haffziegeleiensah sichgezwungen-
die Arbeit aus 3 bezw. 5 Arbeitstage in der Woche
zu beschränken.

Das Preisniveau ist im September XOktober gegen-
über den Vormonaten im allgemeinen unverändert
geblieben, abgesehen von einer geringfügigenPreis-
ermäßigung für Mauersteine von 43,25 NM auf
43.— NM je 1000 Stück und für Sand von 5.— NM
auf 4.50 NM je Kubikmeter Der Baustoffindex
ermäßigte sich dadurch von 147,3 auf 146,6 im
September und der Baukostenindexbeigleichbleibendem
Lohnindex von 168,0 auf 167,6. Dr. Gr.



—

Zahlen zur Bauwirtfchaft
1 9 3 1

G e g e n st a n d- August I September I Oktober

Lebenshaltungsindex . . . . . . . . . . 134,9 . .

Großhandelgindex . . . . . . . . . . . 110,2 . .

Baukoftenindex (Reich) . . . . . . . . . 143,0 . .

Baukostenindex (Oftpreußen) . . . . . . . 168,0 168,0 167,6

Baustoffindex (Oftpreußen) . . . . . . . . 143,3 147,3 146,5

Lohnindex (Oftpreußen) . . . . . . . . . 193,4 193,4 193,4

Mauersteine . . . · . . . . . ·- . . 43,25 NM 43,25 NM 43,— NM

Dachpfannen. . . . . . . . . . . . . 88,— » 88,— » 88,—— »

T-Träger . . . . . . . . . . . . . 20,25 » 20,25 » 20,25 »

Stammware. . . . . . . . . . . . . 90,—— » 90,— » 90,— »

Kantholz . . . . . . . . . . . . . . 45,— » 45,—— » 45,— »

Fußboden . . . . . . . . . . . . . 100,— » 100,— » 100,— »

Balken und Bohlen . . . . . . . · . . 52,—— » 52,—— » 52,— »

Bauhandwerker (Stundenlohn) . . . . . . . 1,— » 1,— » 1,— »

Bauhilfsarbeiter . . . . . . . . . . . 0,82 » 0,82 » 0,82 »

Arbeitfuchende Bauhandwerker . .
6560 . .

BaateietfthaftlicheKnrven
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